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Vision Statement – Erneuerungsagenda 2035 
Deutschland steht an einem Wendepunkt. Wir wollen ein Land schaffen, das modern ist und 
gerecht, dass seinen Menschen Sicherheit und Planbarkeit gibt und Europa stärkt. Ein Land, das 
Klimaschutz und Wohlstand verbindet, Vielfalt lebt und seine Kultur bewahrt. Unsere Agenda 
macht Energie, Wohnen, Arbeit, Mobilität und Sicherheit bezahlbar und zukunftsfähig. Sie schützt 
die Demokratie durch Transparenz und Vielfalt, entlastet Wirtschaft und Bürger, und eröffnet neue 
Chancen für Integration und Zusammenhalt. Deutschland soll Vorreiter sein – nicht durch Zwang, 
sondern durch Vorbild. Gemeinsam bauen wir eine Gesellschaft, in der das Gemeinsame stärker ist 
als das Trennende und Zukunft nicht Angst macht, sondern Hoffnung schenkt. 
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Executive Summary 

Reformagenda Deutschland 2035 – Modern, gerecht, stark 

 

Leitidee 

Deutschland steht an einem Wendepunkt: Alternde Gesellschaft, wachsender Reformstau, 
Klimawandel, technologische Rückstände und Vertrauensverlust in Politik und Demokratie. 
Unsere Agenda verbindet wirtschaftliche Modernisierung, soziale Sicherheit und kulturellen 
Zusammenhalt. 
Das Ziel: Ein Land, in dem Zukunft planbar, Leben bezahlbar und Demokratie spürbar ist. 

 

Kernbereiche & Maßnahmen 
1. Wirtschaft & Arbeit 

 Entlastung der Arbeitgeberbeiträge (Reduktion von 50 % → 25 %), gegenfinanziert über den 
Deutschen Sozialfonds (DSF). 

 DSF: staatlich regulierter Vermögensfonds (30–40 Mrd. €/J.), investiert in Zukunftsbranchen. 
Langfristige Erträge stabilisieren Rente, Pflege, Krankenversicherung. 

 Integration durch Arbeit (WIP): Geflüchtete und Zuwanderer erhalten schnelle Arbeits- und 
Ausbildungsperspektiven. 

 Steuerreform (Hybridmodell): 

o Haupteinkommensquelle einer Person (Arbeit oder Kapital oder Miete) wird 
progressiv besteuert. 

o Alle Nebeneinkünfte pauschal mit 25 %. 

o Wirkung: einfacher, fairer, weniger Schlupflöcher; Option, eine separate 
„Reichensteuer“ entfallen zu lassen. 

 Deutschland Innovationsfonds (Bürger/Unternehmen): Einzahlungen steuerlich begünstigt; 
Kapital fließt in grüne/innovative Projekte, Ausschüttungen nach Erfolgen. 

2. Mobilität & Infrastruktur 

 Deutschlandticket 4.0: gestaffelt (19 € Basis, 59 € mit Carsharing), kombiniert ÖPNV, E-Roller, 
Fahrräder, Carsharing & Regionalzüge. 

 Güterlogistik Schiene: Korridore im 500-km-Takt mit Umschlagknoten → Entlastung der 
Straßen, CO₂-Reduktion. 

 Finanzierung: Pkw-Monatsmaut (statt Kfz-Steuer), Lkw-Maut-Erhöhung, CO₂-Abgaben. 

3. Energie & Klima 
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 Grundversorgung als Garantieleistung: Energie ist wie Wasser – Gewinne der Versorger 
werden gedeckelt, Überschüsse fließen in Ausbau & Transformation. 

 Förderung grüner Innovationen: Speicher, Wasserstoff, Wärmenetze, dezentrale PV. 

 Regionalplattformen: Lebensmittel direkt von Bauern zu Märkten – Stärkung lokaler 
Wirtschaft und Reduktion von Importabhängigkeit. 

4. Wohnen & Kommunen 

 Genossenschaften+: KfW-Darlehen, kommunale Bevorzugung, staatliche Zuschüsse für „Flex-
Quote“ (Teil günstiger Wohnungen). 

 Kommunalfinanzen stärken: höherer Anteil an Einkommensteuer, gezielte Bundeshilfen mit 
klaren Zielen. 

5. Sicherheit & Verwaltung 

 Sicherheitsnetz 2035: Föderale Sicherheits-Cloud, gemeinsame IT-Standards, KI-gestützte 
Auswertung, bessere Ausstattung. 

 Digitalministerium: Gesetze maschinenlesbar machen, Prozesse über Rule Engines 
digitalisieren. 

 Polizei & Rettung: Echtzeit-Lagezentren, Bodycams, Cybereinheiten, kürzere Einsatzzeiten. 

6. Gesellschaft & Kultur 

 Pflichtfach „Demokratie & Kultur“: Bildung für Demokratie, Erinnerungskultur, Integration. 

 Kulturpass+: Zugang für Jugendliche & Zugewanderte. 

 Heimat & Vielfalt: Stärkung regionaler Kultur, Feste, Vereine. 

7. Finanzierung & Wirtschaftlichkeit 

 Investitionsvolumen (10 Jahre): 350–520 Mrd. € (Infra, Energie, Wohnen, Sicherheit). 

 DSF-Aufbau: 300–400 Mrd. € Fondsvermögen bis 2035. 

 Gegenfinanzierung: 

o Pkw-Maut & Lkw-Maut-Plus: 18–25 Mrd. €/J. 

o Energie-Gewinnabschöpfung: 5–10 Mrd. €/J. 

o EU-Kofinanzierung: 10–20 %. 

o Effizienzgewinne Verwaltung & Sozialwesen: 20–40 Mrd. €/J. 

o DSF-Erträge (ab 10 Jahren): 18–45 Mrd. €/J. 

Bottom line: Reformagenda ist finanzierbar, wenn zweckgebunden umgesetzt. 
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8. Medien & Demokratie  

 Medienvielfaltsfonds: Große Medienhäuser/Plattformen leisten kleinen Gewinnbeitrag; 
unabhängige Vergabestelle fördert lokale, investigative und neue Medienhäuser, Tech-
Innovation & Ausbildung. 

 Transparente Politikgestaltung & Lobbyismus-Regeln: 

o Legislative Footprint (wer hat an welchem Gesetz mitgeschrieben). 

o Register & Termin-Transparenz (Ministerien/Fraktionen veröffentlichen Lobby-Treffen 
zeitnah). 

o Cooling-off 3–5 Jahre für Regierungsämter vor Wechsel in Lobby-Jobs; 
Seitenverdienste eng begrenzt & offengelegt. 

o Offene Konsultationen („Open Comment“) mit Pflicht-Stellungnahme der Ministerien. 

9. Kinder, Jugendliche & Social Media  

 Vollzugang ab 16. Darunter: altersverifizierte Accounts mit jugendgeeigneten Feeds (YouTube-
Kids-Prinzip), strenge Privatsphäre by default. 

 Kennzeichnungspflicht: klare Labels „Nachricht“ vs. „Meinung“; Politik-Ads nur mit Herkunfts-
/Geld-Transparenz. 

 Algorithmus-Transparenz & Safety Audits für große Plattformen; spürbare Bußgelder bei 
Verstößen. 

 Medienkompetenz als Pflichtfachbaustein (Fakt-Checken, Quellenkunde, KI-Deepfakes). 

10. Europa Stärken und Integration fördern 

 Civic Pass Europa: neue Form europäischer Bürgerbeteiligung & Identität 
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Wirkung bis 2035 

 Wirtschaft: Lohnnebenkosten sinken, Standort wird attraktiver, neue Jobs entstehen. 

 Soziales: Rente/Pflege stabilisiert, weniger Altersarmut, Integration verbessert. 

 Klima: –25 bis –35 MtCO₂ pro Jahr durch Verkehrs-Shift, Energiewende & regionale 
Produktion. 

 Gesellschaft: Mehr Zusammenhalt, kulturelle Vielfalt als Stärke, Bürgervertrauen in 
Demokratie wächst. 

 Europa: Civic Pass etabliert, Deutschland als Vorreiter für Integration und Nachhaltigkeit. 

 

Politische Botschaft 

 ࿸࿹࿺ „Wir machen Deutschland modern, bezahlbar und sicher – ohne unsere Wurzeln zu verlieren.“ 

 ࿸࿹࿺ „Das Gemeinsame macht stark, nicht das Trennende.“ 
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1. Work-&-Integrate-Permit (WIP): Ein neuer 
Aufenthaltstitel zur schnelleren Integration von 
Geflüchteten in Arbeit und Gesellschaft 

Executive Summary 

Deutschland integriert zu langsam: frühe Arbeitsverbote, lange Verfahren und Unterbringung in 
Sammelunterkünften führen zu hohen Sozialkosten, verspäteter Sprach- und Arbeitsmarktintegration 
und überlasteten Kommunen. Das freiwillige Work-&-Integrate-Permit (WIP) ergänzt das Asylrecht, 
erlaubt ab Tag 1 Arbeiten, verpflichtende Sprach- und Orientierungskurse sowie gesellschaftliche 
Teilhabe – mit klaren Prüf- und Sanktionsmechanismen. Konservative Modellrechnungen zeigen: 
Anlaufkosten in Jahr 1, ab Jahr 2 Nettoentlastung; bei 100.000 Ankünften/Jahr ca. +54,5 Mio. € p. a. 
im Steady State. Politisch anschlussfähig über Parteigrenzen hinweg und kompatibel mit dem EU-
Migrationspakt. 

 
1. Ausgangslage: Wo das System heute bremst 

 Arbeitsverbot in den ersten 3 Monaten, oft lange Verfahrensdauer. 
 Sammelunterkünfte mit wenig gesellschaftlichem Kontakt. 
 Hohe Sozialkosten (AsylbLG/Bürgergeld), langsame Integration (Sprache, Arbeit, Teilhabe). 
 Kommunen überlastet (Unterbringung, Kitas, Schulen, Integration). 

Ergebnis: Integration zieht sich über Jahre; zugleich fehlen Fachkräfte und gesellschaftliche 
Spannungen nehmen zu. 

1.1 Größenordnung der Zielgruppe (gerundet) 

 Kinder & Jugendliche (<18 J.): ~ 1,5 Mio. (35–40 %) – schulpflichtig, nicht erwerbsfähig. 
 Erwerbsfähige (18–64 J.): ~ 2,5 Mio. (55–60 %) 

o darunter Studierende/Auszubildende, Eltern kleiner Kinder (v. a. Ukrainerinnen), ca. 
600.000 Arbeitsuchende, ca. 480.000 bereits Erwerbstätige. 

 Ältere / nicht erwerbsfähige (65+): 0,2–0,3 Mio. (5–7 %). 
 Sondergruppen (Behinderung/Krankheit): 5–10 % der Erwachsenen. 

→ Von ~4,3 Mio. sind ~2,5 Mio. im erwerbsfähigen Alter; ~0,5 Mio. arbeiten bereits (~20 % 
der Erwerbsfähigen). 

 
2. Status quo der Integrationsmaßnahmen 

2.1 Kinder & Jugendliche 

 Schulpflicht ab Zuweisung; Willkommens-/Übergangsklassen (Sprache + schrittweise 
Regelunterricht). 

 Sprachförderung (DaZ, Landesprogramme), Kita mit Sprachbausteinen. 
 Psychosoziale Unterstützung, Schulsozialarbeit, Integrationslotsen. 
 Freizeit & Teilhabe (Vereine, Kultur; z. B. „Integration durch Sport“). 

2.2 Erwachsene 
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 Integrationskurse (BAMF): Sprache bis B1 (600 Std.) + Orientierung (100 Std.); verpflichtend 
bei Bedarf. 

 Berufsbezogene Sprachkurse (DeuFöV): B2/C1 für Erwerbssprache. 
 Arbeitsmarktintegration (BA/Jobcenter): Beratung, Praktika, (Anpassungs-)Qualifizierungen, 

Programme wie PerF. 
 Bildung/Ausbildung: Zugang zu Schulen, Hochschulen, dualer Ausbildung (Anerkennung 

nötig). 
 Gesellschaftliche Integration: Lotsen, Patenschaften, Ehrenamt, kommunale Projekte. 
 Sonderprogramme: v. a. für Frauen/Alleinerziehende, Kinderbetreuung zur Kursteilnahme. 

 
3. Wirksamkeit & Hemmnisse im Status quo 

 Integrationskurse (B1): nur ~50–60 % erreichen B1; ~1/3 bricht ab/bleibt bei A2. Gründe: 
geringe Vorbildung/Analphabetismus, Trauma, fehlende Kinderbetreuung. 

 Berufssprache (B2/C1): effektiv für gut Qualifizierte, Zugang oft zu spät (erst nach B1). 
 Arbeitsmarkt: nach 5 Jahren ~ 50 % erwerbstätig (IAB-BAMF-SOEP); Hemmnisse: Sprache 

(A2/B1-Plateau), Anerkennung, Kinderbetreuung, Wohnsitzauflagen. 
 Kinder/Jugendliche: frühe Ankunft → gute SchulintegraƟon; Risikogruppe 14–17 J. (wenig 

Zeit bis Abschluss). 
Fazit: Notwendig, aber nicht hinreichend – es braucht frühe Arbeitserlaubnis, schnellere 
Anerkennung, Betreuung + Kurskombis, intensivere Jugendförderung und Trauma-Arbeit. 

 
4. Warum es hakt: Arbeitsverbot & Sammelunterkünfte 

4.1 Arbeitsverbot (erste 3 Monate) 

 Recht (§ 61 Abs. 1 AsylG): Prüfung des Schutzanspruchs, Missbrauchsvermeidung. 
 Praxis: Registrierung/Identitätsprüfung, Erstaufnahmeorganisation. 
 Politik: Signalwirkung – Deutschland ist kein „Arbeitsmarktvisum“. 
 Kritik: heute kontraproduktiv – verzögert Integration. 

4.2 Sammelunterkünfte (§ 47 AsylG) 

 Gründe: Verfahrensbündelung, Kostenkontrolle, leichtere Rückführung. 
 Kritik: Überfüllung, wenig Privatsphäre, Isolation; je länger der Aufenthalt, desto schwieriger 

die spätere Integration. 
 Alternativen: Dezentrale Unterbringung (besser, aber organisationsintensiv); in einigen 

Ländern frühere Arbeit & schnellere Dezentralisierung. 

 
5. Zielsetzung des WIP-Modells 

Der zusätzliche, freiwillige Aufenthaltstitel ermöglicht ab Tag 1 Arbeiten, Sprache und Teilhabe – 
ergänzend zum Asylrecht (Non-Refoulement bleibt unberührt). 

Kernziele 

 Schnellere Integration durch frühe Arbeit/Sprachförderung/Teilhabe. 
 Fachkräftesicherung in Mangelsektoren. 
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 Entlastung der Sozialsysteme (weniger Bürgergeld/Asylleistungen). 
 Stärkung der Kommunen durch zweckgebundene Rückflüsse. 
 Höhere Akzeptanz durch Transparenz und Fairness. 

 
6. Kernelemente des WIP 

1. Neuer Titel (WIP): freiwillig; 5 Jahre gültig; klare Integrationsauflagen; bei Erfolg 
unbefristetes Bleiberecht. 

2. Sofortiger Arbeitsmarktzugang: Aufhebung des 3-Monats-Verbots; Matching-Pool; 
Arbeitgeberwechsel frei; Mindestlohn/Tarifpflicht. 

3. Sprach- & Integrationspflicht: verpflichtende Kurse (Vorbild § 44a AufenthG), regelmäßige 
Prüfung; abgestufte Sanktionen (Nachschulung, befristete Verlängerung). 

4. Gesellschaftliche Teilhabe: Anreize für Ehrenamt/Vereine/Nachbarschaft → Bonus für 
schnellere Verlängerung/früheren Niederlassungszugang. 

5. Familienintegration: sofortiger Kita-Anspruch, Schulpflicht ab Ankunft mit Sprachförderung; 
Eltern & Kinder parallel integrieren. 

6. Jugendspur: nach Schulende direkter Übergang in Ausbildungs-Matching; Zuschüsse für 
Betriebe; Sprachförderung + Mentoring während der Ausbildung. 

 
7. Finanzielle Effekte (konservativ gerechnet) 

7.1 Modellfall: 100.000 Ankünfte/Jahr 

 Erwerbsfähige: ~ 70.000 (70 %) 
 WIP-Teilnehmende: ~ 42.000 (60 % der Erwerbsfähigen) 
 Beschäftigt nach 12 Monaten: 

o Baseline (ohne WIP, nur deren Gruppe): 9.800 
o WIP-Gruppe: 25.200 
o Zusätzlich ggü. Baseline: ≈ 10.500 

 Fiskalisch (Steady State ab Jahr 2) 
o Einsparungen/Jahr: ≈ 176,4 Mio. € 

(1.100 €/Monat vermiedene Transfer-/Unterbringung + 300 €/Monat Netto-
Steuer/Kaufkraft pro zusätzl. Beschäftigtem) 

o Mehrkosten/Jahr: Kita ≈ 48,4 Mio. €, Sprachkurse ≈ 63,0 Mio. €, Matching/Admin ≈ 
10,5 Mio. € 

o Netto/Jahr: ≈ +54,5 Mio. € 
 Jahr 1 (Ramp-Up): Einsparungen ≈ 88,2 Mio. €; Kosten ≈ 171,2 Mio. € → ≈ −83,0 Mio. € 

(Startinvest) 

Warum ab Jahr 2 positiv? Mehr Beschäftigung → weniger Transfers + mehr Steuern; frühere 
Dezentralisierung; bessere soziale Einbindung. 

7.2 Annahmen (bewusst vorsichtig) 

 Beschäftigungsquoten (12 Monate): Baseline 35 %, WIP 60 % 
 Leistungskosten nicht erwerbstätig: 1.100 €/Monat 
 Netto-Steuer/Kaufkraft-Effekt: 300 €/Monat pro Erwerbstätige*r 
 Sprachkurs: 3.000 € je Teilnehmendem (einmalig) 
 Matching/Admin: 500 € je Teilnehmendem (einmalig) 
 Kinderbetreuung: 400 €/Monat Zuschuss bei 40 % der WIP-Beschäftigten 
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7.3 Horizont & Skalierung 

 Kurzfristig (Jahr 1): Anlaufkosten für Sprachkurse, Matching, Kita-Ausbau. 
 Mittelfristig (ab Jahr 3): deutlich geringere Sozialkosten, höhere Steuereinnahmen. 
 Langfristig (10 Jahre): ~10,7 Mrd. € Netto-Entlastung (100k/Jahr). 
 Hochrechnung: 

o 500k/Jahr: ~ 53,7 Mrd. € (10 Jahre) 
o 1 Mio./Jahr: ~ 107,4 Mrd. € (10 Jahre) 

7.4 Finanzierung & Kommunen 

 Einsparungen fließen in Kommunal-WIP-Fonds. 
 Rückverteilung an Länder/Kommunen: Kita, Schulen, Wohnraum, Verwaltung – nach 

Leistung. 

 
8. Governance & Steuerung 

8.1 Jährliche Integrationsprüfung 

 Kriterien: Arbeitsstatus, Sprachfortschritt, gesellschaftliche Teilhabe. 
 Transparenz: Nach 5 Jahren klarer Status (unbefristetes Bleiberecht bei Zielerreichung). 

8.2 Länder-Integrationsindex 

 Messgrößen: Beschäftigungsquote, Sprachkurserfolge, Ausbildung, Kita-Abdeckung, 
Teilhabe. 

 Mittelvergabe aus dem WIP-Fonds leistungsbasiert („wer besser integriert, erhält mehr“). 

 
9. Gesellschaftliche Wirkung & Umgang mit Kritik 

Vorteile 

 Arbeit statt Warten: Aktivität & Sichtbarkeit ab Tag 1. 
 Fairness: Wer arbeitet, lernt, sich beteiligt, darf bleiben. 
 Akzeptanz: weniger Bürgergeldbezug, mehr Beitragszahler. 
 Kinderintegration: frühe Bindung an Schule/Kita verhindert Parallelmilieus. 

Kritikpunkte & Antworten 

 Pull-Faktor? Fokus auf Pflichten (Arbeit/Sprachpflicht), nicht auf Sozialleistungen. 
 Zwang? Freiwillig, Asylverfahren bleibt parallel bestehen; Arbeitnehmerrechte gelten. 
 Kommunalüberlastung? Rückfluss über Kommunal-WIP-Fonds + leistungsbasierte 

Mittelvergabe. 

 
10. Vision 2035 – Deutschland mit WIP 

 Eltern arbeiten, Kinder sprechen Deutsch und sind in Kitas/Schulen verankert. 
 Mangelsektoren (Pflege, Handwerk, Logistik) sind spürbar entlastet. 
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 Kommunen investieren dank Rückflüssen in Infrastruktur. 
 Gesellschaft akzeptiert Migration stärker – geordnet, fair, transparent. 

 
11. Kurzfazit 

Das WIP schließt eine zentrale Lücke: früher Zugang zu Arbeit + verbindliche Integration. Es ist 
freiwillig, rechtskonform, steuerbar und fiskalisch vorteilhaft nach kurzer Anlaufphase. Damit stärkt 
es Arbeitsmarkt, Kommunen und gesellschaftlichen Zusammenhalt – ohne das Asylrecht 
auszuhöhlen. 
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2. Social Media & Demokratie: Leitplanken für 
Schutz, Transparenz & Fairness 

Executive Summary 

Ziel ist ein demokratiefestes, jugendsicheres Internet ohne übergriffige Algorithmen. Das Paket 
kombiniert: keine politische Werbung, gestufte Zugänge mit Altersverifikation, Transparenzpflichten 
zu Algorithmen und Inhalten sowie klare Trennung von Politik/Nachrichten und klickgetriebenen 
Feeds. Ergebnis: Jugendschutz, Schutz öffentlicher Debatten vor Manipulation, Verantwortung der 
Plattformen – bei weiterhin gewahrter Meinungsfreiheit. 

 

1. Leitprinzipien 

1. Jugendschutz – keine ungefilterten Filterblasen für Minderjährige. 

2. Meinungsfreiheit wahren – klare Grenzen gegen Verzerrung von Politik & Presse. 

3. Transparenz & Verantwortung – eindeutige Regeln für Inhalte, Altersprüfung, Algorithmen. 

 

2. Politik & Nachrichten aus der Klick-Logik lösen 

 Keine bezahlte politische Werbung auf Social-Media-Plattformen. 

 Kein exklusiver Amts-/Beteiligungsweg über Social Media (Gesetzgebung, Bürgerbeteiligung 
immer auch außerhalb). 

 Nachrichten-Inhalte: klare Kennzeichnung, kein algorithmischer Boost. 

 Ziel: Transparente Politik, aber unabhängig von Empörungs-Algorithmen. 

 

3. Altersgrenzen & gestufter Zugang 

 Volle Nutzung ab 16. 

 Unter 16: Zugang nur über Jugendversionen (Kuratiert: Unterhaltung, Lernen, Kreatives; 
keine extremen/politischen/sexualisierten Inhalte). 

 Digitaler Führerschein (Medienkompetenz-Nachweis in der Schule) als Übergangsritual. 

 

4. Verbindliche Altersverifikation 

 Registrierung nur mit Altersprüfung (z. B. Ausweis-App, Post-Ident, Bildungs-ID). 

 Pflicht der Plattformen, sichere und datensparsame Verfahren anzubieten. 
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 Ziel: Missbrauch/Fake-Accounts reduzieren, Schutz Minderjähriger erzwingen. 

 

5. Transparenzpflichten für Plattformen 

 Offenlegung zentraler Ranking-Logiken (Algorithmen-Grundsätze, Einflussfaktoren). 

 Klare Labels: „Nachricht (faktenbasiert)“ vs. „Meinung/Kommentar“. 

 Sonderkennzeichnung für politische Inhalte/Werbung und ausländische Absender. 

 Auditierbare Schnittstellen (APIs) für Aufsicht/Forschung zu Reichweite, Moderation, 
Empfehlungen. 

 

6. Umsetzung & Aufsicht 

 Regulierung: gesetzliche Pflichten, Bußgelder bei Verstößen; abgestufte Sanktionen (bis hin 
zu Werbeverboten). 

 Durchsetzung: unabhängige Medien-/Digitalaufsicht mit Tech-Kompetenz; jährlicher 
Transparenzbericht pro Plattform. 

 Beschwerde- und Berufungswege für Nutzer; Ombudsstelle für Journalismus/Politik. 

 Datenschutz by Design: Alters-Check minimalinvasiv; keine dauerhafte ID-Speicherung. 

 

7. Wirkung 

 Jugendschutz: Minderjährige werden vor schädlichen Inhalten/Mechaniken geschützt. 

 Demokratie-Schutz: Politik/Presse entkoppelt von viraler Empörung; Prozess bleibt 
nachvollziehbar. 

 Verantwortung: Plattformen haften für Regeln & Transparenz. 

 Meinungsvielfalt: keine Gleichschaltung – klare Kennzeichnung schafft Orientierung statt 
Zensur. 

 

8. Politische Signalwirkung 

 Balance aus Freiheit und Schutz**: Meinungen bleiben frei, Manipulation wird begrenzt. 

 Verlässlichkeit: Eltern, Schulen, Redaktionen und Bürger erhalten klare Leitplanken. 

 Vorbildrolle: Modernes, freiheitskompatibles Regelwerk für offene digitale Öffentlichkeit. 
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9. Kurzfazit 

Das Maßnahmenpaket macht Social Media jugendsicher, transparent, verantwortbar – und schützt 
demokratische Debatten vor algorithmischer Verzerrung, ohne die Meinungsfreiheit zu beschneiden. 
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3. Kommunale Stärkung: Steuer-Split & WIP als 
Doppelhebel 
Executive Summary 

Kommunen brauchen mehr planbare Mittel, um Schulen, Kitas und Infrastruktur zu sanieren. 
Ein höherer kommunaler Einkommensteuer-Split (z. B. +5 oder +10 Prozentpunkte) 
verschiebt 20–40 Mrd. € p. a. in die kommunale Ebene – zulasten von Bund und Ländern. Das 
Work-&-Integrate-Permit (WIP) erhöht parallel Beschäftigung und senkt Sozialausgaben. 
Schon bei 100 000 WIP-Teilnehmenden/Jahr entstehen im Steady State ~3,6 Mrd. € 
vermiedene Sozialkosten p. a. plus ~0,75–0,94 Mrd. € zusätzliche Einkommensteuer. 
Ergebnis: Höhere Akzeptanz für den Steuersplit, gedämpfte Verluste von Bund/Ländern, 
verstärkte Plusseite der Kommunen. Politisch machbar über einen stufenweisen Pfad, 
Ausgleichsmechanismen und befristete Bund-Garantie. 

 

1. Ausgangslage (ohne WIP) 

 Geflüchtete Jugendliche verbleiben häufig lange in Übergangsstrukturen (Sprachkurse, 
Warteschleifen, Sozialleistungen). 

 Arbeitsmarktintegration verzögert sich um mehrere Jahre. 

 Kostenfolgen: Grundsicherung, Wohngeld, Betreuung; später Steuereinstieg → weniger 
Steuerzahler in frühen Jahren. 

 

2. Kurzfazit aus der Tabelle: Steuer-Split & WIP 

Reiner Steuersplit (ohne WIP): 

 +5 pp für Kommunen (15 → 20 %) ⇒ ~+20 Mrd. € p. a. für Kommunen (–10 Mrd. Bund / –10 
Mrd. Länder). 

 +10 pp (15 → 25 %) ⇒ ~+40 Mrd. € p. a. (–20 Mrd. Bund / –20 Mrd. Länder). 

WIP stärkt Akzeptanz & Salden: 

 100 000 Teilnehmende/Jahr (Steady State): ~3,6 Mrd. € vermiedene Sozialkosten p. a. 

o Verteilung: ~2,16 Mrd. Bund / ~0,9 Mrd. Länder / ~0,54 Mrd. Kommunen. 

 Zusätzliche Einkommensteuer: ~0,75–0,94 Mrd. € p. a. (aufgeteilt nach Steuersplit). 

 250 000 / 500 000 Teilnehmende ⇒ Effekte proportional höher. 

 Wirkung: Dämpft Bund/Länder-Verluste aus höherem Kommunenanteil und verstärkt den 
Kommunen-Überschuss. 
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3. Wirkung der Mittelverschiebung 

Mit +20 Mrd. € p. a. zusätzlich könnten Kommunen: 

 ~½ des Schulsanierungsstaus (≈ 45–50 Mrd. €) in gut einem Jahr abbauen, 

 Kitas & Ganztag flächendeckend ausbauen, 

 marode Infrastruktur sanieren. 

Gegenläufige Effekte: 

 Bund: geringerer Spielraum für Verteidigung, Rente, Klimapolitik. 

 Länder: weniger Mittel für Hochschulen, Polizei, Landesstraßen. 

 

4. Politische Hürde 

Eine so große Verschiebung erfordert GG-Änderung und Konsens zwischen Bund, Ländern 
und Kommunen. 

 

5. Robuster Umsetzungs-Pfad (Politik & Finanzen) 

1. Stufenmodell: +1 pp/Jahr bis +5 pp – jede Stufe nur bei erfüllten WIP-KPI (z. B. 
abgeschlossene Ausbildungen, Beschäftigungsquote nach 12/24 Monaten). 

2. WIP-Dividende teilen: fixer Anteil der eingesparten Sozialausgaben (z. B. 30 %) speist 
Länder-Ausgleichstopf, bis ~–10 Mrd. pro Jahr weitgehend kompensiert sind. 

3. Befristete Bund-Absicherung: Mindereinnahmen-Kappung für Länder (z. B. max. –5 
Mrd./Jahr) über temporären Fonds, gespeist aus WIP-Mehreinnahmen und kleinen, 
befristeten Umschichtungen. 

 

6. WIP-Mechanik für Jugendliche & Betriebe 

 Jugendliche wechseln direkt nach Schulabschluss in Ausbildung oder geförderte Arbeit. 

 Zuschüsse (Bund/Länder) für Betriebe: Lohnkosten-Zuschüsse, Ausbildungsprämien. 

 Erfolgskopplung: Länder erhalten Mittel leistungsabhängig (Sprachniveau, Arbeitsquote). 

 

7. Finanzielle Wirkung über die Zeit 

 Kurzfristig: höhere Ausgaben für Betriebszuschüsse, Betreuung, Sprachförderung. 
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 Mittelfristig (5–10 Jahre): 

o weniger Sozialausgaben (ALG II/Grundsicherung), 

o mehr Steuereinnahmen durch frühere Erwerbstätigkeit, 

o weniger Parallelgesellschaftskosten (Arbeitslosigkeit, Kriminalität, Langzeit-
Integration). 

 

8. Aufteilung der Lasten & Erträge 

 Bund: trägt initial Zuschuss-Last, profitiert später stark über Einkommensteuer und 
niedrigere Sozialausgaben. 

 Länder: profitieren durchsinkende Sozialhilfekosten; können Sozialetats in 
Bildung/Ausbildung umschichten. 

 Kommunen: profitieren am stärksten (weniger Grundsicherung, entlastete Jugendämter, 
mehr lokale Steuerkraft). 

 

9. Überschlägige Pro-Kopf-Rechnung (grob) 

 Status quo: 10 000–15 000 € p. a. je junger Geflüchteter in Warteschleifen (Sozialleistungen, 
Kurse, Verwaltung). 

 3 Jahre früher in Ausbildung/Arbeit ⇒ 30 000–45 000 € Einsparung pro Kopf. 

 Gleichzeitig Beiträge (Steuern/Sozialversicherung): ~5 000–10 000 € p. a. 

 Doppelvorteil: weniger Kosten + mehr Einnahmen. 

 

10. Fazit 

Die Kombination aus kommunalem Steuersplit und WIP liefert einen finanziell tragfähigen 
und politisch anschlussfähigen Pfad: 

 Kurzfristig: gezielte Investitionen und Absicherungen. 

 Mittelfristig: Entlastung bei Ländern/Kommunen und höhere Steuereinnahmen. 

 Langfristig: mehr Steuerzahler, weniger Transferempfänger, starke kommunale 
Handlungsfähigkeit – mit sichtbaren Verbesserungen bei Schulen, Kitas und Infrastruktur. 
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Reformmodul: Solidarischer Grundbeitrag für Nicht-
Erwerbseinkommen 
1. Ausgangslage 

Das heutige Sozialversicherungssystem finanziert sich überwiegend über Lohnbeiträge von 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern. 
Einkommen aus Kapital, Vermietung oder selbstständiger Tätigkeit wird dagegen nur steuerlich 
erfasst, nicht sozialversicherungsseitig. 
Dadurch entsteht eine strukturelle Ungerechtigkeit zulasten von Arbeit und eine zunehmende 
Finanzierungslücke in den Sozialkassen. 

 

2. Zielsetzung 

Der solidarische Grundbeitrag soll: 

 die Finanzierungsbasis der Sozialversicherungen verbreitern, 

 Arbeit gegenüber Kapital entlasten, 

 und die Solidarität des Systems wahren, ohne Doppelbelastung zu erzeugen. 

 

3. Konzept 

 Bemessungsgrundlage: 
Alle Nicht-Erwerbseinkommen (z. B. Kapitalerträge, Mieteinnahmen, 
Unternehmensgewinne) oberhalb eines Freibetrags von 24 000 € jährlich. 

 Beitragssatz: 
12,5 %, entsprechend dem Arbeitnehmeranteil zur Renten- und Arbeitslosenversicherung 
(ohne Kranken- und Pflegeanteil). 

 Anrechnung privater Vorsorge: 
Wer bereits privat kranken- und pflegeversichert ist, wird wie ein Arbeitnehmer behandelt 
und leistet nur Beiträge zur Renten- und Arbeitslosenversicherung. 

 Einzug: 
Automatisch über die Steuererklärung. 
Finanzämter führen die Beiträge an einen zentralen Solidarfonds ab, der Renten- und 
Arbeitslosenkassen stärkt. 

 

4. Beispielrechnung 

Ein Investor mit 100 000 € Kapitaleinkommen: 
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 24 000 € Freibetrag → 76 000 € beitragspflichƟg 

 12,5 % Beitrag = 9 500 € 

 private Kranken- und Pflegeversicherung ersetzt GKV-Beiträge → keine Doppelbelastung 

 

5. Wirkung 

 Finanziell: ca. 50 Mrd. € zusätzliche Einnahmen jährlich für die Sozialkassen. 

 Systemisch: stabile Renten- und Arbeitslosenversicherung, Entlastung der 
Arbeitgeberbeiträge. 

 Sozial: gerechtere Lastenverteilung zwischen Arbeit, Kapital und Vermögen. 

 Wirtschaftlich: kein Eingriff in Eigentum oder Investitionen, da Beitrag pauschal und planbar 
ist. 

 

6. Umsetzbarkeit 

 Rechtlich: auf Grundlage des Sozialgesetzbuchs (SGB VI + III) ohne Grundgesetzänderung 
möglich. 

 Technisch: Integration in die Steuerverwaltung (ELSTER) genügt. 

 Politisch: realistisch durchsetzbar bei breitem gesellschaftlichem Konsens („Fairness zwischen 
Arbeit und Kapital“). 

 Zeithorizont: Einführung binnen 3 Jahren ab Gesetzesbeschluss realistisch. 

 

7. Fazit 

Der Solidarische Grundbeitrag ist ein moderner, gerechter und administrativ einfacher Mechanismus, 
um die Finanzierung der sozialen Sicherung langfristig zu stabilisieren und die Belastung von 
Arbeitseinkommen zu senken. 
Er ergänzt den Sozialfonds 2035 ideal und stärkt die Solidargemeinschaft, ohne wirtschaftliche 
Dynamik zu bremsen. 

Kernaussage: 
Wer vom Sozialstaat profitiert, beteiligt sich – unabhängig davon, ob das Einkommen aus Arbeit, 
Kapital oder Unternehmertum stammt. 
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Zusatzmodul: „Primäreinkommens-Kopplung“ — 
Missbrauchsvermeidung bei Sozialabgaben 

Grundidee (ein Satz) 

Sozialbeiträge orientieren sich am hauptsächlichen wirtschaftlichen Lebensunterhalt 
(Primäreinkommen). Wer mehr aus Kapital/Miete/Unternehmen als aus Erwerbsarbeit 
verdient, muss Sozialbeiträge auf Basis dieses Haupteinkommens leisten — nicht nur auf 
einem kleinen Teilzeitlohn. 

 

1) Definitionen (klar und rechtssicher) 

 Primäreinkommen (PE): Die höchste Einkommensquelle eines Steuerpflichtigen innerhalb 
eines Jahres (Arbeit, Kapital, Vermietung, selbständige Tätigkeit). 

o PE := die Einkommensart mit dem höchsten Bruttoertrag im Steuerjahr. 

 Erwerbseinkommen (EE): Bruttoarbeitslohn aus abhängiger Beschäftigung (inkl. Minijobs, 
Teilzeit, Sozial-versicherungspflichtiges Einkommen). 

 Nicht-Erwerbseinkommen (NEE): Kapitalerträge, Mieten, Unternehmensgewinne, 
Dividenden, Beteiligungserträge. 

 Relevant für Beitrag: Wenn PE ∈ {NEE} → Regel „Primäreinkommens-Kopplung“ greift. 

 

2) Regelwerk — Was passiert praktisch 

1. Feststellung: Steuerpflichtige geben im Jahres-Steuerformular an alle Einkommensarten; das 
Finanzamt ermittelt automatisch die PE. 

2. Anwendung: 

o Wenn PE = Beschäftigung (EE): Beiträge wie gewohnt über 
Arbeitgeber/Sozialversicherung. 

o Wenn PE = NEE: Es wird der Solidarische Grundbeitrag (siehe Modul) auf Basis des 
PE fällig — auch wenn ein geringes Erwerbseinkommen existiert. 

3. Top-Up / Ausgleich: 

o Bereits gezahlte Arbeitnehmer-Sozialbeiträge (aus EE) werden auf die fällige 
Solidarbeitragslast angerechnet. 

o Falls Arbeitnehmer-Beiträge < Solidarbeitrag aufgrund niedrigen EE, wird eine 
Nachzahlungspflicht ausgelöst: der Steuerpflichtige zahlt die Differenz zusätzlich 
über Steuerbescheid / Zahlungsaufforderung. 
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4. PKV-Anrechnung: Wie zuvor: gezahlte PKV/priv. Pflegebeiträge werden für den Kranken/ 
Pflege-Anteil angerechnet, nicht jedoch für Rente/ALV-Anteil. 

 

3) Formel (vereinfacht) 

 PE_Bemessungsbasis = max(0, PE − Freibetrag) 

 Solidarbeitrag_fällig = PE_Bemessungsbasis × Beitragssatz (z. B. 12,5 %) 

 Arbeitnehmerbeiträge_gezahlt = Summe der vom Arbeitgeber/Arbeitnehmer abgeführten SV-
Beiträge (Rente+ALV) im Jahr 

 Nachzahlung = max(0, Solidarbeitrag_fällig − Arbeitnehmerbeiträge_gezahlt − PKV-
Anrechnung) 

Beispiel: 

 Teilzeitlohn 10k (Arbeitnehmerbeiträge gezahlt = 1.250 €), Kapitalerträge 150k → PE = 150k 

 Freibetrag 24k → Bemessung 126k 

 Solidarbeitrag (12,5 %) = 15.750 € 

 Nachzahlung = 15.750 − 1.250 = 14.500 € (PKV ggf. mindert, falls vorhanden) 

 

4) Verwaltungsablauf & Praktikabilität 

 Erhebung über die jährliche Einkommensteuererklärung (ELSTER). Finanzamt errechnet, stellt 
Nachzahlungsbescheid aus. 

 Vorauszahlungspflicht: Bei erstmaligem Eintritt in PE-Status (z. B. hohe Kapitalerträge) 
werden Quartals-Vorauszahlungen analog zur Einkommensteuervorauszahlung eingerichtet. 

 Datenbasis: Steuerpflichtige und Banken/Unternehmen melden ohnehin Erträge; keine neue 
Erfassungsinfrastruktur nötig. 

 Schnittstellen: Finanzamt ↔ Deutsche Rentenversicherung / Bundesagentur für Arbeit für 
Verrechnung und Reporting. 

 

5) Anti-Evasions-Bestimmungen 

 Verbundprüfung: nahe stehende Personen/Unternehmen werden zusammen betrachtet, um 
Aufsplitten der Einkünfte zu verhindern (z. B. Einkünfte auf Ehepartner, Tochterfirma etc.). 

 Transaktionsprüfung: häufungstaktiken (z. B. zeitlich gestreute Ausschüttungen in 
verschiedene Jahre) werden durch Mindestrolling-Perioden und Aggregationsregeln 
reduziert. 
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 Sanktionen: bei vorsätzlicher Umgehung (z. B. Scheinverträge, Kunstformen der 
Einkommensumleitung): Strafsteuern + Bußgelder + ggf. strafrechtliche Ermittlungen. 

 

6) Wechselregel & Übergang 

 Jährliche Anpassung: Status PE wird jährlich festgestellt. Änderungen (z. B. Wechsel von 
Kapital zu Erwerb) werden im Folgejahr wirksam. 

 Übergangsregel: für laufende Fälle ein Übergangsjahr mit gestaffelter Nachzahlung (z. B. auf 3 
Jahre) zur Abfederung großer Zahlungen. 

 

7) Rechts- und Verfassungsfragen (Kurz) 

 Systematische Ausrichtung an Besteuerungs- und Beitragslogik; keine Verfassungsänderung 
nötig. 

 Wichtig: Transparente, verhältnismäßige Festlegung der Freibeträge/Beitragssätze schützt 
gegen Gleichbehandlungs-/Übermaßklagen. 

 

8) Politische Kommunikation — wie du das verkaufst 

 Narrativ: „Fairness: Wer mehr vom Land nutzt, trägt seinen fairen Anteil zur sozialen 
Absicherung.“ 

 Fairness-Schlüssel: kein doppeltes Zahlen (PKV wird angerechnet). Ziel: Arbeit entlasten, 
Solidarität sichern. 

 Sozialer Schutz: Übergangsregel und Staffelung vermeiden Härten. 

 

9) Wirkung (kurz) 

 Verhindert bewusste Unterentlohnung als Schlupfloch. 

 Sichert Beitragsgerechtigkeit: Kapital-Topverdiener teilen die Finanzierungslast. 

 Reduziert Anreize für Lohn-Arbitrage und Schein-Beschäftigung. 

 Stärkt Einnahmenseite des Solidarfonds nachhaltig. 
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4. Hybridmodell zur fairen Besteuerung von Arbeit, 
Miete & Kapital 

Executive Summary 

Das Hybridmodell stellt Arbeit und Kapital symmetrisch und verständlich besteuert: Die dominante 
Einkommensquelle einer Person unterliegt dem progressiven Tarif (bis 45 %), alle übrigen 
Einkunftsarten werden pauschal mit 25 % besteuert. Ziel sind Fairness (keine Bevorzugung von 
Kapitaleinkünften gegenüber Arbeit) und Einfachheit (klare Regel statt Ausnahmen). Fiskalisch sind 
+15 bis +25 Mrd. €/Jahr realistisch – genug, um eine Kommunalquote +5 pp (≈ +20 Mrd. € für 
Kommunen) gegenzufinanzieren. Politisch sendet das Modell ein starkes Gerechtigkeits-Signal, ohne 
eine Vermögensteuer einzuführen, und schafft Planungssicherheit. 

 

1. Zielsetzung & Prinzip 

Ziele 

 Fairness: Arbeit wird nicht schlechter gestellt als Kapital. 

 Einfachheit: Eine klare, allgemein verständliche Regel. 

Kernlogik 

1. Alle Einkünfte wie heute erklären (Arbeit, Miete, Kapital, Selbstständigkeit etc.). 

2. Größte Einkommensquelle bestimmt den progressiven Steuersatz (bis 45 %). 

3. Alle anderen Einkunftsarten werden pauschal mit 25 % besteuert. 

 

2. Beispiele (Illustration) 

 Beispiel 1 – Manager 
Arbeit 200 k€, Kapital 20 k€, Miete 10 k€ → dominant: Arbeit → Arbeit progressiv (z. B. 42 
%), Kapital & Miete 25 %. 

 Beispiel 2 – Investor 
Kapital 300 k€, Arbeit 50 k€ → dominant: Kapital → Kapital progressiv (z. B. 45 %), Arbeit 25 
%. 

 Beispiel 3 – Vermieter 
Miete 120 k€, Kapital 30 k€ → dominant: Miete → Miete progressiv (bis 42 %), Kapital 25 %. 

Annahmen für die Beispiele (vereinfacht): Tarifstufen 0 % bis 11 k, 14 % bis 66 k, 42 % bis 278 k, 45 % 
darüber; keine Freibeträge/Verluste/Soli/KiSt. 
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3. Vorteile & Herausforderungen 

Vorteile 

 Gerechtigkeit: Keine Flucht in „billigere“ Einkunftsarten. 

 Einfachheit & Planbarkeit: Ein Satz Schema, keine Sonderwege. 

 Anreizneutralität: Umschichtung in Kapitalerträge lohnt nicht mehr. 

Herausforderungen 

 Gestaltungsspielräume: Versuche, die dominante Quelle zu „optimieren“. 

 Abgrenzung/Mischfälle: Dominanzfeststellung muss sauber erfolgen. 

 Politik: Widerstand von Profiteuren der 25 %-Deckelung. 

 

4. Wirkungsmuster (erste Lesehilfe) 

 Hochverdiener mit etwas Kapital/Miete: ähnlich bis leicht verändert, je nach 
Nebeneinkünften. 

 Kapital-Dominanz: deutlich höhere Belastung als heute (kein 25 %-Deckel). 

 Miet-Dominanz: tendenziell etwas höher (Progression bleibt; andere Quellen 25 %). 

 Gemischte Mittelschicht: meist ähnlich oder leicht niedriger, da Nebeneinkünfte pauschal 
25 %. 

 

5. Fiskalische Wirkung 

Staatseinnahmen 

 Gewinner: Fälle mit Kapital-Dominanz (heute 25 %, künftig 42–45 %) → + bis 20 Mrd. €/Jahr 
möglich bei Kapitalerträgen von ~300–350 Mrd. €/Jahr. 

 Neutral: Mittlere Einkommen mit gemischten Quellen. 

 Verlierer: Reine Arbeitseinkommen werden nicht zusätzlich entlastet (außer evtl. günstigere 
25 % auf kleine Nebeneinkünfte). 

Unterm Strich: +15 bis +25 Mrd. €/Jahr realistisch (konservativ), bei stabilerer Basis (geringere 
Arbitrage/Kapitalflucht, weil Gleichbehandlung). 

 

6. Umsetzung & Verwaltung 

 Logik einfach: Alle Einkünfte liegen bereits vor (7 Einkunftsarten). 
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 Verfahrensschritte (automatisierbar): 

1. dominante Einkunftsgruppe ermitteln, 

2. darauf Progression anwenden, 

3. übrige Einkünfte mit 25 %. 

 Technik: Programmgesteuert (Elster etc.) gut abbildbar. 

 

7. Fairness & Signalwirkung 

 Botschaft: „Wer hauptsächlich von Kapital lebt, zahlt nicht weniger als jemand, der arbeitet.“ 

 Einfach kommunizierbar: klare, intuitive Regel. 

 Stabile Basis: Mehr verlässliche Einnahmen für Kommunen, Bildung, Integration. 

 

8. Verzahnung mit Kommunalstärkung 

 Geplant: Kommunalanteil an ESt +5 pp (15 % → 20 %) ⇒ +≈20 Mrd. € p. a. für Kommunen (–
10 Mrd. Bund / –10 Mrd. Länder). 

 Hybridmodell-Mehreinnahmen: +15 bis +25 Mrd. € p. a. 
Schluss: Die Mehreinnahmen schließen die Lücke des höheren Kommunenanteils – 
Kommunen gewinnen, Bund/Länder werden kompensiert, der Staat bleibt mindestens 
ausgeglichen. 

Politische Formulierung: 
„Starke Kommunen finanzieren wir nicht durch Kürzungen, sondern durch gerechte 
Kapitalbesteuerung. Diejenigen mit der größten Leistungsfähigkeit tragen mehr.“ 

 

9. Stabilität, Vermögensteuer & Standort 

 Planbarkeit: Ein konsistentes System reduziert Debatten über Reichen-/Vermögensteuern. 

 Schutz vor Vermögensteuer: Offen kommunizieren: keine jährliche Vermögensteuer, dafür 
faire Einkommensbesteuerung. 

 Europa-Vorteil: Fair, kapitalverträglich, planbar – attraktiver als Flickenteppiche mit 
Sonderabgaben. 

 

10. Reputations- & Gesellschaftseffekte 
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 Narrativ der Fairness: Rechtsstaat & Infrastruktur ermöglichen Erträge – angemessener 
Beitrag ist legitim. 

 Partnerschaftliches Signal: Kapitalelite kann sich als Mitgestalter positionieren (Stiftungen, 
Familienunternehmen, Banken). 

 

11. Fazit 

 Inhaltlich: Symmetrische, klare und faire Einkommensbesteuerung. 

 Fiskalisch: +15 bis +25 Mrd. €/Jahr – tragfähige Brücke zur Kommunalstärkung (+≈20 Mrd. 
€). 

 Technisch: Leicht implementierbar. 

 Politisch: Durchsetzungsfähig mit starkem Gerechtigkeits-Narrativ – ohne Vermögensteuer, 
mit Planungssicherheit und Investitionspfaden für die Realwirtschaft. 
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5. Deutschland Innovationfonds: Ein Bürgerfonds 
für Innovation & Zukunft 

Executive Summary 

Der Deutschland Innovationfonds ist ein freiwilliger, staatlich regulierter Bürger- und 
Investitionsfonds. Bürger können jährlich bis zu einem selbst gewählten Betrag (z. B. bis 10 % des 
Jahreseinkommens) einzahlen und diese Beiträge steuerlich absetzen. Das Kapital fließt langfristig in 
Schlüsseltechnologien (KI, GreenTech, Energie, Biotech, Bildung), Infrastruktur und strategische 
Unternehmensbeteiligungen. Renditen werden an die Bürger ausgeschüttet oder reinvestiert. Ziel: 
Innovation finanzieren, Binnenkonjunktur stärken und Bürger am Erfolg beteiligen – ein 
Konjunkturpaket von innen mit klarer Governance und breiter Akzeptanz. 

 

1. Zielsetzung 

Der Deutschland Innovationfonds verfolgt drei Kernziele: 

1. Innovation finanzieren: Investitionen in Zukunftsbranchen (KI, GreenTech, Energie, Biotech, 
Bildung). 

2. Binnenkonjunktur stärken: Privates Kapital produktiv und langfristig binden. 

3. Bürger beteiligen: Renditen und Gewinnbeteiligungen direkt an Einzahler. 

Wirkung: Strategischer Innovationsmotor und stabilisierendes, internes Konjunkturpaket. 

 

2. Funktionsweise 

2.1 Einzahlungen 

 Freiwillig für alle Bürger. 

 Beitragshöhe frei wählbar (z. B. bis 10 % des Jahreseinkommens). 

 Steuerlich absetzbar (wie Sonderausgaben). 

2.2 Investitionen 

 Zielbereiche: 

o Start-ups & Wachstumsunternehmen in Schlüsseltechnologien. 

o Infrastrukturprojekte (Energie, Digitalisierung, Bildung, Verkehr). 

o Strategische Unternehmensbeteiligungen. 

 Anlagepolitik: langfristig, nachhaltig, innovationsorientiert – keine kurzfristige Spekulation. 
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2.3 Rendite / Ausschüttung 

 Gewinnbeteiligung aus Dividenden, Zinsen, Kursgewinnen. 

 Optionen: 

o Auszahlung an Bürger, oder 

o automatische Reinvestition (fondsähnlicher Sparplan). 

 

3. Governance 

 Rechtsform: eigenständige, staatliche Institution mit unabhängiger Aufsicht (Vorbild: 
Bundesbank-Prinzipien). 

 Kontrolle: 

o Parlamentarische Aufsicht, 

o transparente, regelmäßige Berichte zu Portfolio, Risiko, Rendite. 

 

4. Vorteile 

4.1 Für Bürger 

 Steuerliche Entlastung durch Abzug der Einzahlungen. 

 Direkte Teilhabe an der wirtschaftlichen Wertschöpfung. 

 Sicherheit & Professionalität durch staatliche Regulierung und professionelles Management. 

4.2 Für den Staat 

 Zusätzliche zweistellige Mrd.-Beträge an Investitionskapital p. a. 

 Finanzierung zentraler Zukunftsprojekte ohne zusätzliche Nettoneuverschuldung. 

 Konjunkturstabilisierung in Krisen (antizyklisches Instrument). 

4.3 Für die Wirtschaft 

 Einfacherer Zugang zu Wachstums- und Transformationskapital. 

 Standortsignal: Deutschland investiert aktiv in seine Zukunft. 

 

5. Beispielrechnung (konservativ) 

 Teilnahme: 20 Mio. Bürger zahlen Ø 1.000 € pro Jahr ⇒ ≈ 20 Mrd. € p. a. Kapitalzufluss. 
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 Fondsvolumen nach 10 Jahren: ≈ 200–250 Mrd. € (zzgl. Renditeeffekten). 

 Renditeannahme: 3–4 % p. a. ⇒ ≈ 6–10 Mrd. € jährliche Ausschüttungen an Bürger (bei 
Vollauszahlung). 

 

6. Politische Signalwirkung 

 Fairness & Breite Teilhabe: Jede/r kann mitmachen – 100 € bis 10.000 €. 

 Gemeinschaftsprojekt: Staat, Bürger, Wirtschaft investieren gemeinsam. 

 Europa-fähig: Perspektivisch skalierbar zu einem EU-Bürgerfonds. 

(Hinweis aus der Gesamtagenda: Die Logik ist kompatibel mit einer fairen Einkommensbesteuerung 
und Kommunalstärkung; der Fonds ersetzt keine Steuerreform, sondern ergänzt sie investiv.) 

 

7. Fazit 

Der Deutschland Innovationfonds verbindet Steuergerechtigkeit, Innovationsfinanzierung und 
Bürgerbeteiligung. Er wirkt als innenfinanziertes Konjunktur- und Transformationsprogramm, stärkt 
Wirtschaft & Standort, und baut Vertrauen durch Transparenz auf. Ein modernes, breitenwirksames 
Instrument. 
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6. Bürokratie neu ordnen: Digitale Verwaltung & 
Gesetzesmodernisierung 

Executive Summary 

Deutschland leidet unter langsamen, intransparenten Verfahren, papierlastigen Formularen und 
unklaren Zuständigkeiten. Die Antwort ist kein „Formular-Diätchen“, sondern eine Strukturreform: 
Gesetze werden präzise, digital und maschinenlesbar formuliert; Standardverfahren laufen über 
Rule- & Process-Engines mit automatischer Vorprüfung; die Entscheidungshoheit bleibt beim 
Menschen. Ein Digitalisierungsministerium/-behörde verantwortet Übersetzung, Präzisierung und 
Streichung überholter Normen. Ergebnis: drastisch kürzere Bearbeitungszeiten, klare 
Rechtsanwendung, entlastete Verwaltung – und ein Staat, der als modern, effizient, gerecht erlebt 
wird. 

 

1. Status quo – Problemprofil 

 Bürokratiedichte: Viele Formulare (oft Papier), widersprüchliche Zuständigkeiten 
(Bund/Länder/Kommunen). 

 Lange Genehmigungen: Verfahren dauern Monate bis Jahre, fehlende Prozess-Transparenz. 

 Kultur der Überabsicherung: Neue Regeln kommen hinzu, alte werden selten abgebaut. 

 Folgen: 

o Unternehmen verschieben Investitionen. 

o Bürger frustriert (Bauantrag, Elterngeld, Bürgergeld). 

o Verwaltung überlastet, Fachkräftemangel verschärft sich. 

 

2. Grundidee – Digital by Design 

 Maschinenlesbare Gesetze: Normen so formulieren, dass sie algorithmisch prüfbar sind. 

 Automatisierte Vorprüfung: Business Rules Engines & Process Engines prüfen Anträge und 
erzeugen Entscheidungsvorschläge. 

 Human in the Loop: Sachbearbeitung entscheidet; Widerspruchsrecht bleibt unangetastet. 

 Einmal-Prinzip: Bürger und Unternehmen geben Daten einmal ab; Systeme nutzen sie 
medienbruchfrei weiter. 

 

3. Institution – Digitalisierungsministerium/-behörde 
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Mandat: Gesetze prüfen, präzisieren, digitalisieren und ein digitales Gesetzbuch aufbauen. 

Kernaufgaben 

1. Wirksamkeits-Check: Braucht es die Norm noch? Doppelungen/Altlasten streichen. 

2. Präzisierung: Vage Begriffe durch Schwellenwerte/Definitionen ersetzen („angemessen“ → 
konkrete Kriterien). 

3. Digitalisierung: Rechtslogik in maschinenlesbare Regeln überführen (Versionierung, Audit-
Trails). 

Governance 

 Unabhängige Aufsicht, parlamentarische Kontrolle, transparente Berichte. 

 

4. Ablauf – Bürger & Verwaltung 

1. Digitaler Antrag: Daten einmal erfassen (Ident, Stammdaten, Nachweise). 

2. Automatische Vorprüfung: Rule Engine checkt Vollständigkeit, Berechtigung, Grenzwerte. 

3. Systemvorschlag: Bewilligen / ablehnen / Rückfrage (begründet, nachvollziehbar). 

4. Sachbearbeitung: übernimmt oder weicht ab (mit Begründungspflicht). 

5. Rechtsstaatlichkeit: Einspruch jederzeit; finale Entscheidung bleibt menschlich. 

 

5. Vorteile – Wirkungskette 

 Effizienz: Deutliche Durchlaufzeitreduktion, weniger Liegezeiten; Verwaltungskapazitäten 
werden frei. 

 Rechtsklarheit: Modernisierte, klar formulierte Gesetze senken Auslegungsspielräume. 

 Agilität: Updates an Regeln wie bei Software (Versionen, Tests, Rollbacks). 

 Transparenz & Vertrauen: Nachvollziehbare Prüfpfade, klare Begründungen. 

 Rechtsstaat: Mensch entscheidet, Algorithmus assistiert. 

 

6. Roadmap – Stufenmodell 

Stufe 1: Pilot (12–18 Monate) 

 Hochvolumige Standardverfahren: Kfz-Zulassung, Elterngeld, Bürgergeld. 

 Aufbau Rule/Process-Engines, Daten-/Schnittstellenstandard (Once-Only, OZG-kompatibel). 
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Stufe 2: Ausweitung (18–36 Monate) 

 Sozialleistungen, Förderprogramme, Baugenehmigungen sukzessive überführen. 

 Altregelungen bereinigen, digitale Muster-Paragrafen etablieren. 

Stufe 3: Gesetzesrevision (laufend) 

 Neues Recht nur noch digitalfähig (maschinenlesbare Anhänge, Schwellenwerte, Testcases). 

 Pflicht zur Folgenabschätzung in Code (Rule-Test vor Inkrafttreten). 

Stufe 4: Vollsystem 

 Digitales Gesetzbuch als Referenz; automatisierte Vorprüfung in allen Verwaltungsverfahren. 

 

7. Politische Signalwirkung 

 Bürokratieabbau durch Regelklarheit, nicht nur Formularreduktion. 

 Verwaltung wird zum Dienstleister, nicht zur Hürde. 

 Bürger erleben schnelle, faire, transparente Entscheidungen. 

 Standortvorteil: Deutschland als Vorreiter der digitalen Verwaltung. 

 

8. Leitprinzipien & Sicherungen 

 Default digital, barrierefrei (mit analogen Ersatzwegen). 

 Datenschutz by Design, Protokollierung, Nicht-Diskriminierung der Regeln. 

 Offene Schnittstellen/Standards, Interoperabilität Bund–Länder–Kommunen. 

 Qualitätssicherung: Regeltests, Sandbox-Piloten, unabhängige Audits. 

 

9. Kurzfazit 

Mit klaren, maschinenlesbaren Gesetzen, automatisierter Vorprüfung und einer dedizierten 
Digitalisierungsbehörde wird Bürokratie messbar reduziert: schneller, klarer, rechtsstaatlich – und 
endlich bürgernah. 
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7. 5-Punkte-Schnellbauprogramm für Infrastruktur 
1. Fast-Track für Gemeinwohlprojekte 

 Energie, Schulen, Krankenhäuser, Verkehr, Digitalisierung → beschleunigte Verfahren. 

 Vorrang für das Allgemeinwohl: Klagen möglich, aber keine jahrelangen Blockaden. 

2. One-Stop-Behörden 

 Jedes Großprojekt bekommt eine zentrale Stelle, die alle Genehmigungen koordiniert. 

 Keine Zuständigkeitswirrwarr mehr zwischen Ämtern, Ländern und Kommunen. 

3. Digitale Planung & Transparenz 

 Alle Projekte werden digital geplant (3D-Modelle, Zeitpläne, Kosten). 

 Fortschritt öffentlich online einsehbar → Vertrauen und Kontrolle durch die Bürger. 

4. Begrenzung von Einsprüchen 

 Bürgerbeteiligung bleibt gesichert. 

 Zeitfenster für Einwendungen: nach 12 Monaten Schluss → keine „ewigen Klagewellen“. 

5. Nationale Prioritätenliste 

 Jährlich werden die Top-100 Infrastrukturprojekte beschlossen. 

 Umsetzung mit höchster politischer Priorität → halbierte Bauzeiten als Ziel. 
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8. Demokratiestärkung: Klare Regeln für Medien & 
eine unabhängige Medienlandschaft 

Executive Summary 

Pressefreiheit ist rechtlich stark geschützt, doch Medienkonzentration, Werbeabhängigkeit, 
Filterblasen und Vertrauensverlust gefährden Meinungsvielfalt und damit die demokratische 
Debatte. Das Paket kombiniert: (A) klare Regeln für Transparenz, Eigentum und digitale Plattformen 
sowie (B) einen Medienvielfaltsfonds als solidarisches Branchen-Instrument. Ziel: vielfältige, 
staatsferne, nachhaltige Finanzierung journalistischer Angebote—lokal wie investigativ—bei 
gleichzeitiger Transparenz über Einfluss und Eigentum. 

 

1. Status quo (Deutschland/Europa) 

 Pressefreiheit (GG Art. 5) stark, aber Medienkonzentration nimmt zu. 

 ÖRR, private Medien, Social Media konkurrieren bei sinkenden Erlösen. 

 Werbemärkte (v. a. digital) von Plattformen dominiert; Redaktionen ökonomisch unter Druck. 

 

2. Herausforderungen 

 Konzentration: wenige Großverlage prägen Markt & Agenden. 

 Werbeabhängigkeit: Klicklogik verdrängt aufwendigen Journalismus. 

 Filterblasen/Fakes über Social Media unterminieren Faktenbasis. 

 Vertrauensverlust („Lügenpresse“-Vorwurf) schwächt öffentliche Debatten. 

 

3. Reformideen / Optionen 

 Förderung lokaler & unabhängiger Medien (innovations- und qualitätsorientiert). 

 Transparenzpflichten zu Eigentum, Beteiligungen, Einflussnahmen. 

 Digitale Grundversorgung über staatsfernen Demokratie-Content-Fonds (projektbezogen, 
wettbewerblich). 

 Plattform-Regulierung: Algorithmen-Transparenz, Kennzeichnung, Datenzugang für 
Aufsicht/Forschung. 

 

4. Einbettung in die Gesamtagenda 
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 Meinungsfreiheit & Vielfalt sind Voraussetzung für faire Debatten zu Integration, Steuern, 
Kommunen, Fonds. 

 Ohne faire Medienordnung drohen Kapitaldominanz, Populismus und Filterblasen—
Reformen verlieren Rückhalt. 

 

Modellpapier: Medienvielfaltsfonds 

1. Ausgangslage 

Demokratie braucht perspektivenreichen Journalismus. Trends: Konzentration + ökonomischer 
Druck lassen kleine, unabhängige Häuser verschwinden; trotz formaler Vielfalt entstehen 
Gleichklänge—Vertrauen sinkt, Abwanderung zu extremen Kanälen steigt. 

2. Grundidee 

„Vielfalt belebt.“ 
Die Branche etabliert einen solidarischen Selbsthilfe-Mechanismus: 

 Große Medienhäuser & Plattformen leisten proportionale Beiträge in einen 
Medienvielfaltsfonds. 

 Der Fonds fördert unabhängige Lokalredaktionen, investigative Projekte und Medien-Start-
ups nach Qualitäts- und Vielfaltkriterien. 

3. Funktionsweise 

Finanzierung 

 1–2 % des Jahresgewinns großer Medienhäuser (z. B. Verlagsgruppen). 

 ÖRR beteiligt sich anteilig an Werbeerlösen (keine Gebührengelder). 

 Digitale Plattformen (z. B. Such-/Social-Anbieter) entrichten eine Medienvielfaltsabgabe auf 
in DE erzielte Werbeumsätze. 

Vergabe 

 Unabhängiges Gremium (Journalismus, Medienwissenschaft, Zivilgesellschaft). 

 Klare Kriterien: redaktionelle Unabhängigkeit, Vielfaltbeitrag, Qualität, Innovationsgrad, 
regionale Wirkung. 

 Transparenz: jährliche Berichte über Zuweisungen, Projekte, Wirkungen. 

4. Vorteile 

Für Bürger 

 Mehr Perspektiven, stärkere Lokalität, höheres Vertrauen. 
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Für kleine Medien 

 Planbarere Finanzierung, Unabhängigkeit von Klickzwang, Raum für investigative & 
innovative Formate. 

Für große Medien 

 Selbstregulierung statt Fremdregulierung, Marktstabilisierung, demokratisches 
Verantwortungssignal. 

Für die Demokratie 

 Echte Vielfalt statt Scheinpluralität, institutionalisierter Widerspruch, Resilienz gegen 
Populismus/Fakes. 

5. Flankierende Regeln (komplementär zum Fonds) 

 Eigentums-Transparenzregister (maschinenlesbar, aktuell, sanktionsbewehrt). 

 Redaktionelle Unabhängigkeits-Kodizes mit Whistleblower-Schutz. 

 Datenzugang/APIs der Plattformen für Reichweiten- und Empfehlungsforschung. 

 Projektbezogene, staatsferne Content-Förderung (Demokratie-Content-Fonds) nach 
Qualitätsausschreibung. 

6. Governance & Sicherungen 

 Staatsferne: Keine ministerielle Einmischung in Einzelförderungen. 

 Compliance: Rotierende Gremien, Interessenkonflikt-Erklärungen, externe Audits. 

 Messbare KPIs: regionale Abdeckung, Investigativ-Output, Publikumsvielfalt, 
Neugründungen. 

7. Fazit 

Der Medienvielfaltsfonds ist der dritte Weg zwischen staatlicher Kontrolle und reiner Marktlogik: 
branchengetragen, unabhängig, transparent. Er stabilisiert Vielfalt, stärkt Vertrauen und macht die 
Medienordnung zukunftsfest—damit demokratische Debatten breit, fair und belastbar bleiben. 
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9. Demokratiestärkung: Klare Regeln für 
Lobbyismus & politische Integrität 

Executive Summary 

Lobbyismus kann Gesetzgebung fachlich verbessern, untergräbt aber Vertrauen, wenn ungleiche 
Zugänge, Intransparenz und persönliche Bereicherung im Spiel sind. Die Reform bündelt vier 
Prinzipien—Fairness, Einfachheit, Nachvollziehbarkeit, Integrität—und setzt sie mit klaren 
Maßnahmen um: Karenzzeiten (2–3 Jahre), ein legislativer Fußabdruck pro Gesetz, offene 
Lobbytreffen sowie faire Versorgungsregeln. Ergänzend wird die Beteiligung schwächerer Akteure 
(NGOs, Wissenschaft, Bürgerplattformen) gestärkt. Ergebnis: mehr Vertrauen, Gerechtigkeit, Klarheit 
und ein Politikbild als Dienst am Gemeinwohl. 

 

1. Ausgangslage 

 Lobbyismus liefert notwendiges Fachwissen, doch finanzstarke Gruppen erhalten oft 
überproportionalen Einfluss. 

 Eindruck persönlicher Bereicherung in oder nach Amtszeiten schwächt das Vertrauen in 
Demokratie und Politik. 

 Lobbyarbeit ist erlaubt, aber oft intransparent. 

 Es gibt ein Lobbyregister und den „legislativen Fußabdruck“, aber beides ist lückenhaft und 
wird häufig erst im Nachhinein sichtbar. 

 Macht entsteht heute vor allem durch Nähe zu Entscheidungsträgern und nicht durch die 
Qualität von Argumenten. 

 Folge: Ungleichgewicht – finanzstarke Konzerne haben mehr Einfluss als Bürgerinitiativen, 
NGOs oder kleinere Verbände. 

 

2. Leitprinzipien 

1. Fairness – alle Interessen erhalten gleichwertige Anhörung. 

2. Einfachheit – klare, verständliche Regeln ohne Ausnahmenlabyrinth. 

3. Nachvollziehbarkeit – Bürger können sehen, wer Einfluss nimmt. 

4. Integrität – politische Ämter sind Dienst am Gemeinwesen, nicht Karriere-Sprungbrett. 

 

3. Reformmaßnahmen 

3.1 Klare Karenzzeiten 
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 Mindestwartezeit 2–3 Jahre zwischen Amt und Wechsel in Lobby-/Konzernfunktionen. 

 Ziel: Interessenkonflikte verhindern; Vorwirkung zukünftiger Arbeitgeber ausschließen. 

3.2 Transparenz bei der Gesetzgebung 

 Legislativer Fußabdruck je Entwurf: wer hat welchen Input geliefert. 

 Veröffentlichung aller Treffen zwischen Abgeordneten/Ministerien und Lobbyisten in einem 
öffentlichen Register. 

3.3 Faire Alters- und Versorgungsregelungen 

 Sonderpension bleibt nur, wenn kein Wechsel in Lobby-/Wirtschaftsjobs erfolgt. 

 Andernfalls: Nachversicherung in der gesetzlichen Rente (analog ausscheidenden Beamten). 

 Ziel: Anreiz zur Gemeinwohlorientierung, nicht zur privaten Monetarisierung des Amts. 

3.4 Ausgleich der Kräfte 

 Staatliche Förderung für NGOs, Wissenschaft, Bürgerplattformen zur substanziellen 
Beteiligung in Verfahren. 

 Ziel: Gleichgewicht gegenüber großen Konzernen/Verbänden. 

 

4. Reformidee: Transparenzpflicht + Öffentlichkeitspflicht 

1. Öffentliche Stellungnahmen 

 Lobbygruppen (Unternehmen, Verbände, NGOs, Gewerkschaften, Kanzleien, 
Bürgerinitiativen) dürfen ihre Positionen nur noch öffentlich einreichen. 

 Diese werden in einer zentralen Plattform („Gesetzesdatenbank 2035“) veröffentlicht – in 
Echtzeit. 

2. Dokumentierte Begründungspflicht 

 Ministerien, Ausschüsse und Abgeordnete müssen erklären: 

o Welche Stellungnahmen sie übernommen haben. 

o Warum diese Entscheidung getroffen wurde. 

 Begründungen erscheinen in den Ausschussberichten und Gesetzesbegründungen. 

3. Sanktionen 

 Politiker: 

o Geheime Treffen oder nicht dokumentierte Übernahmen → automaƟscher 
Mandatsverlust + Sperrfrist für politische Ämter. 
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 Lobbygruppen: 

o Falschangaben, verdeckte Einflussnahme → hohe Geldstrafen (mehrere Mio. €) + 
Ausschluss vom Verfahren für Jahre. 

 

Konsequenzen 

 Politiker: verlieren die Hinterzimmeroption, gewinnen aber mehr Vertrauen. 

 Lobbygruppen: verlieren Macht durch Nähe, gewinnen Fairness – nur gute Argumente 
zählen. 

 Bürger & Initiativen: bekommen erstmals gleichen Zugang zum Gesetzgebungsprozess. 

 Journalismus: erhält offene Daten, kann Interessen sichtbar machen und Kontrolle 
übernehmen. 

 Mehr Integrität: Politik als Dienst am Gemeinwohl—und wird auch so wahrgenommen. 

 Journalismus: erhält offene Daten, kann Interessen sichtbar machen und Kontrolle 
übernehmen. 

 

5. Wirkung 

 Mehr Vertrauen: sichtbare Regeln, überprüfbare Einhaltung → PoliƟk nicht käuflich. 

 Mehr Gerechtigkeit: starke und schwache Stimmen werden ausgewogener gehört. 

 Mehr Klarheit: einfache Regeln, Missbrauch schnell erkennbar. 

 Demokratie: Mehr Transparenz, weniger Verdacht auf Korruption. 

 Politische Kultur: Entscheidungen müssen argumentativ gerechtfertigt werden, nicht durch 
Beziehungen. 

 Gesellschaft: Vertrauen wächst, Bürger fühlen sich ernst genommen. 

 Wirtschaft & NGOs: gleiche Spielregeln → WeƩbewerb der Argumente, nicht der Zugänge 

 

6. Politische Signalwirkung 

 Parteienübergreifend vermittelbar: klare Standards statt Misstrauensrhetorik. 

 Bürgernähe: Jede/r kann nachvollziehen, wer Einfluss nimmt. 

 Vorbildfunktion: Moderner, transparenter Gesetzgebungsprozess als Maßstab in Europa. 
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7. Kurzfazit 

Mit Karenzzeiten, vollem Transparenz-Fußabdruck, fairen Versorgungsregeln und gestärkter 
Zivilgesellschaft setzt die Reform auf klare, einfache, überprüfbare Regeln. So wird Einfluss sichtbar, 
Interessenkonflikte werden entschärft, und die Integrität demokratischer Entscheidungen dauerhaft 
gestärkt. 

 Expertise bleibt erhalten. 

 Missbrauch wird hart sanktioniert. 

 Politik wird für alle nachvollziehbar. 
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10. Regionale Märkte stärken & Klimawandel 
bekämpfen: Ernährung, Energie, Innovation 

Executive Summary 

Heute sind importierte Produkte oft billiger als heimische, Plastikverpackungen Standard, und die 
Energiewende hinkt. Die Antwort: faire Preise für Regionales, Mehrweg/kompostierbare 
Verpackungen als Norm, saubere & bezahlbare Energie, schnelle Genehmigungen für Klima-
Innovation – und eine digitale Regionalplattform Ernährung, die kleinen Höfen Marktzugang sichert. 
Ergebnis: weniger CO₂ & Müll, stärkere regionale Wirtschaft, innovative Industrie, spürbare Vorteile 
für Bürger – Klimaschutz als Chance statt Last. 

 

1. Ernährung & Konsum – Regional vor Import, Mehrweg vor Plastik 

1.1 Problemprofil 

 Importware oft preisgünstiger als heimische Produkte. 

 Plastik als Verpackungsstandard, Recycling lückenhaft. 

1.2 Ziele 

 Lokale, saisonale Produkte preislich günstiger als Importware. 

 Plastikmüll drastisch reduzieren. 

1.3 Maßnahmen 

 Steuern/Abgaben: 

o Begünstigung regionaler/saisonaler Produkte, 

o Aufschläge auf weit importierte Waren (Transport-/CO₂-Komponente). 

 Verpackungen: Mehrweg & Kompostierbares als Pflicht; Plastik nur Ausnahme. 

 Förderung: urbane Landwirtschaft, Vertical Farming, regionale Lieferketten. 

1.4 Wirkung 

 Weniger CO₂ (Transport), weniger Abfall, stärkere regionale Wertschöpfung. 

 

2. Energie & Industrie – Sauber, bezahlbar, wettbewerbsfähig 

2.1 Problemprofil 

 Fossilabhängigkeit, langsamer Ausbau Erneuerbarer, hohe Strompreise. 

2.2 Ziele 
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 Vorreiter bei Erneuerbaren & Speichern. 

 Bezahlbare, saubere Energie für Bürger & Unternehmen. 

2.3 Maßnahmen 

 Tech-Förderung: Grüner Wasserstoff, Batterien, CO₂-Speicher, Wärmepumpen, smarte 
Netze. 

 Schnellbauprogramm für Netze & Erzeugung (Anschluss an Infrastruktur-Modul). 

 Industrie-Partnerschaften: Bonus-Malus – wer CO₂ spart, zahlt weniger Steuern. 

2.4 Wirkung 

 Klimaneutralität wird zum Wettbewerbsvorteil (Kosten- & Technologieführung). 

 

3. Innovation & Förderung – Vom Prototyp zum Leitmarkt 

3.1 Problemprofil 

 Gute Ideen scheitern an Finanzierung oder Bürokratie. 

3.2 Ziele 

 Klimafreundliche Technologien sollen in Deutschland skalieren. 

3.3 Maßnahmen 

 Deutschlandfonds (aus Reformmodul) investiert gezielt in Klima-Innovationen. 

 Schnelle Genehmigungen für Pilotprojekte (CCS/CCU, Recyclingfabriken, Smart Grids). 

 Öffentliche Beschaffung als Hebel: Staat kauft klimafreundlich – setzt Standards. 

3.4 Wirkung 

 Deutschland wird Leitmarkt für grüne Technologien. 

 

4. Gesellschaft & Alltag – Klimaschutz spürbar fair machen 

4.1 Problemprofil 

 Wahrnehmung von Bevormundung („Verbote“). 

4.2 Ziele 

 Klimaschutz als fair, lohnend, alltagsnah erlebbar. 

4.3 Maßnahmen 
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 CO₂-Bonus-System: Wer regional kauft und energiesparend lebt, erhält direkte Vorteile 
(Cashback, Tarifrabatte). 

 Sozialausgleich: Entlastung einkommensschwacher Haushalte. 

 Klimabildung: Schulen lehren Energie-, Konsum- & Wirtschaftskompetenz. 

4.4 Wirkung 

 Akzeptanz steigt; Klimaschutz wird Chance statt Last. 

 

5. Politische Signalwirkung 

 Faire Preise für Regionales, weniger Plastik, saubere & bezahlbare Energie, 
Zukunftstechnologien im Fokus. 

 Deutschland wird sichtbarer Vorreiter – ökologisch und ökonomisch. 

 

6. Digitale Regionalplattform Ernährung – Marktzugang für heimische Produkte 

6.1 Zielsetzung 

Systematischer Zugang regionaler Produkte in den Lebensmittelhandel: 
Standort stärken, Versorgung nachhaltiger, faire Preise & Planungssicherheit für Bauern. 

6.2 Funktionsweise 

Plattform (neutral/Agrarverband) 

 Erzeuger stellen Mengen, Preise, Lieferzeiten ein. 

 Algorithmus bündelt viele kleine Angebote zu marktfähigen Paketen (z. B. 10.000 kg Äpfel 
aus 20 Höfen). 

Anbindung Handel (gesetzlich) 

 Supermarktketten müssen angebunden sein; Mindestquote z. B. 30 % Frischwaren über die 
Plattform. 

 Garantierter Absatz regionaler Produkte, einheitliche Schnittstellen. 

Logistik 

 Sammelstellen/Kooperativen, digital optimierte Routen → geringere Kosten & Emissionen. 

6.3 Governance & Finanzierung 

 Trägerschaft: Agrarverband/Neutral-Org.; Staat mit Anschubfinanzierung, 
langfristig Transaktionsgebühren (gering, volumenbasiert). 
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 Transparenz: öffentliche Herkunfts- & Preisketten, Audit-fähige Daten. 

6.4 Vorteile 

Für Bauern: fairer Zugang, bessere Preise, Planungssicherheit. 
Für Handel: einfache Integration, breites Regional-Sortiment, Imagegewinn. 
Für Verbraucher: mehr Regionales, oft günstiger, klare Herkunft. 
Für Staat & Klima: weniger Transporte, Stärkung ländlicher Räume, weniger Verpackung. 

6.5 Politische Signalwirkung 

 Klimaschutz, Regionalförderung, Verbraucherschutz greifen ineinander. 

 Sichtbarer Effekt im Regal: „aus der Region, für die Region“. 

 

7. Ergänzende Instrumente für Ernährung & Konsum 

 Preislogik: CO₂-basierte Importaufschläge, Mehrweg-Pflichtquoten je Warengruppe. 

 Urban Farming/Vertical Farming: Förderlinien + vereinfachte Flächennutzung. 

 Regionale Lieferketten: Investzuschüsse für Kühl-/Sammellogistik, digitale 
Rückverfolgbarkeit. 

 

8. Gesamtfazit 

Die Linie macht Deutschland zum Klimavorbild durch Alltag + Innovation: 

 Bürger spüren sofort Vorteile (günstigere lokale Produkte, weniger Müll). 

 Unternehmen profitieren von klarem Rahmen und Technologie-Boost. 

 Der Staat gewinnt Vertrauen, weil Klimaschutz praktisch, sichtbar und fair funktioniert. 

Kurz: Regional stärken, CO₂ senken, Innovation skalieren – mit einer digitalen Regionalplattform als 
Herzstück und fairen Marktregeln, die Klima und Wirtschaft gemeinsam voranbringen. 
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11. Deutschlandticket 4.0: Integrierte Mobilität 
statt Flickenteppich 

Executive Summary 

Der heutige Nahverkehr ist zersplittert, teuer, kompliziert – und auf dem Land oft keine Alternative 
zum Auto. Deutschlandticket 4.0 macht Mobilität zum öffentlichen Gut: ein einheitliches, digitales 
System mit drei Paketen (19 €/59 €/Flex), bundesweiter App/Bürgerkarte, integrierten 
Bus/Bahn/Sharing/On-Demand-Shuttles und einer bundesweiten E-Carsharing-Flotte. Infrastruktur 
wird mit einem Schnellbauprogramm und Top-100-Projektliste beschleunigt. Finanzierung: u. a. CO₂-
Erlöse und eine Monatsmaut (statt Kfz-Steuer). Ergebnis: einfach, günstig, überall verfügbar – mit 
realistisch 40–60 Mio. t CO₂ weniger pro Jahr, hoher sozialer Wirkung und starker Standortbotschaft. 

 

1. Status quo & Problemprofil 

 Flickwerk aus Verkehrsverbünden, inkompatible Tarife; hohe Preise für Gelegenheitsfahrer. 

 Schwache Takte im ländlichen Raum → Auto bleibt alternativlos. 

 Großprojekte dauern Jahrzehnte; Zuständigkeitswirrwarr bei Bund/Ländern/Kommunen. 

 Folgen: Auto oft billiger/schneller/bequemer; Investitionen zögerlich; Frust bei Bürgern; kein 
Gesamtkonzept der Finanzierung. 

 

2. Reformziel 

Mobilität als öffentliches Gut: erschwinglich, verlässlich, klimafreundlich – ohne Besitzzwang. Das 
Ticket wird zum Mobilitäts-Pass (MaaS), der alle Verkehrsträger bündelt. 

 

3. Deutschlandticket 4.0 – Pakete 

3.1 Basis (19 €) – Nah & Regional 

 Bus, S-/U-Bahn, Regionalzug, Fahrrad & E-Roller inkl. 

 Ziel: Grundmobilität für alle (Schüler, Azubis, Nahpendler). 

3.2 Komfort (59 €) – Ohne eigenes Auto 

 Alles aus Basis plus bundesweites Carsharing (E-Autos). 

 Keine Extrakosten außer bei Unfall/Vandalismus. 

 Wirkung: Privat-Pkw wird entbehrlich. 

3.3 Flex (variabel) – Langstrecke & Premium 
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 Alles aus Komfort plus Fernverkehr (ICE/IC). 

 Zusatzmodule: z. B. 29 € für 2 Fahrten/Monat, 79 € für unbegrenzt. 

 Zielgruppen: Vielfahrer, Fernpendler, Familien. 

Prinzipien: monatlich wechselbar, eine App/Bürgerkarte, klare Leistungen statt Tarifdschungel. 

 

4. Netz & Dienste – Baukasten über alle Distanzen 

1. 0–5 km (Nah): Leih-Räder, E-Bikes, E-Roller → kostenfrei über Ticket; entlastet Kurzstrecken. 

2. 5–30 km (Stadt/Pendel): Bus, S-Bahn, Carsharing-E-Autos; Führerscheininhaber fahren ohne 
Zusatzgebühr. 

3. 30–150 km (Regional): Regionalzüge, Straßenbahn, Expressbus; Carsharing an Bahnhöfen 
für die letzte Meile. 

4. >150 km (Fern): ICE/IC + nahtloser Zugriff auf Sharing-Flotte am Ziel. 

 

5. Infrastruktur & Beschleunigung 

 On-Demand-Shuttles für dünne Räume (digitale Rufbusse). 

 Schnellbauprogramm (aus dem Infrastruktur-Modul) für Bahn, Tram, Radschnellwege; Top-
100-Liste für Nahverkehrsprojekte. 

 Plattformlösung „Eine App für alles“ (Ticket, Carsharing, E-Scooter, Rufbus, Bahn). 

 

6. Flotte, Ladeinfrastruktur & Betrieb (Konzeptzahlen) 

 E-Carsharing-Flotte: 1 Mio. Fahrzeuge (≈ 1/60 Einw.). Invest: ~30 Mrd. €. 

 Ladepunkte: 100 000 zusätzliche (≈ 1/10 Fahrzeuge). Invest: ~5 Mrd. €. 

 Opex: ~3 000 €/Auto/Jahr → ~3 Mrd. €/Jahr. 

 Erlöse: 10 Mio. Komfort-Nutzer × 59 €/Monat ≈ 7 Mrd. €/Jahr → deckt Opex + Teil der Capex 
(Rest über Staat/Deutschlandfonds). 

 Roll-out über 10 Jahre (Ø 3,5 Mrd. €/Jahr Capex). 

 

7. Finanzierung & Klimabonus 

 CO₂-Bepreisung als Teilfinanzierung und Bonus-System („wer Auto ersetzt, spart CO₂ und 
erhält Punkte“). 
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 Monatsmaut statt Kfz-Steuer: 

o Kfz-Steuer (≈9 Mrd. €) entfällt. 

o Digitale Vignette: 20–30 €/Monat für alle Pkw (EU-konform), 12–15 Mrd. €/Jahr 
Einnahmen. 

o Klimakomponente: E-Autos & Carsharing begünstigt/befreit, Verbrenner voll. 

 Zweckbindung: Einnahmen in Ticketbetrieb, Flotte, Ladeinfrastruktur. 

 

8. Wirkung – Klima, Kosten, Standort 

 CO₂-Potenzial: 1 Mio. Carsharing-E-Autos ersetzen ≈5 Mio. Privat-Pkw → 40–60 Mio. t 
CO₂/Jahr weniger (nahezu ½ der Pkw-Emissionen). 

 Haushalte: Pkw-Fixkosten 400–600 €/Monat entfallen → ~30 Mrd. €/Jahr Ersparnis bei 5 
Mio. ersetzten Fahrzeugen. 

 Staat: weniger fossile Subventionen, geringere Gesundheits-/Unfallkosten; Maut-Einnahmen 
stabil und zweckgebunden. 

 Wirtschaft: Skalierung E-Auto-/Lade-Industrie, neue Jobs (Logistik, Wartung, IT), MaaS-
Leitmarkt. 

 

9. Governance & Umsetzung 

 Bund: Rahmen, Finanzierung, MaaS-Plattform, Monatsmaut. 

 Länder/Kommunen: Netzausbau, Taktverdichtung, On-Demand-Verkehre. 

 KPIs: Takt, Pünktlichkeit, Auslastung, CO₂, Nutzerzufriedenheit; jährlicher Bericht. 

 Sozialkomponente: kostenlos für Schüler/Studierende/Azubis; Härtefallfonds. 

 

10. Politische Signalwirkung 

 Einfach, günstig, überall – ÖPNV als bessere Wahl, nicht als Zwang. 

 Klimaschutz = Alltagsvorteil (Preis, Komfort, Verlässlichkeit). 

 Handlungsfähigkeit: Beschleunigte Projekte, sichtbare Verbesserungen. 

 Vorbild Europa: Modernstes, skalierbares MaaS-System. 

 

11. Kurzfazit 
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Deutschlandticket 4.0 vereint soziale Mobilität, Klimaschutz und Standortpolitik: 

 19 € sichern Basismobilität, 59 € machen das eigene Auto überflüssig, Flex öffnet die 
Langstrecke. 

 1 Mio. E-Autos + 100 000 Ladepunkte bilden das Rückgrat eines flächendeckenden Sharing-
Systems. 

 Monatsmaut & CO₂-Erlöse finanzieren die Transformation. 
So wird Mobilität zum öffentlichen Grundrecht – flexibel, fair, klimafreundlich. 
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12. Masterplan 2035: Integriertes Logistik- & 
Energienetz 

Zielbild 2035 

 Güterverkehr: Road-Share von heute ~70 % ➜ 50 % Straße / 35 % Schiene / 15 % 
Wasserstraße. 

 Energie: HVDC-Stromkorridore (Nord↔Süd, West↔Ost), H₂-Backbone parallel zu den 
Schienenachsen, Schnelllade-Hubs in jedem Umschlagsknoten. 

 Digital: Glasfaser entlang aller Korridore, ein einheitliches Buchungs- & Trassen-OS (Slotting, 
Tracking, Abrechnung). 

 

Architektur 

A) Schienengüter-Grundnetz („500-km-Korridore“) 

 8–10 Hauptrouten (Nord–Süd, Ost–West, Rhein/Ruhr↔Hafen, Bayern↔Adria, 
Polen↔Benelux). 

 Umschlagsknoten alle 400–500 km: Terminal, Lager, Zoll/ITS, E-Lkw-Schnellladepark, H₂-
Dispense. 

 Maßnahmen: 

o Elektrifizierung & ETCS flächig, dritte Gleise / Überholgleise, Brücken/Engpässe. 

o Intermodale Terminals (Kran/Reachstacker), automatische Rangierbahnhöfe. 

o Nacht-/Gütertrassenpriorität auf Hauptachsen. 

B) Energie im Korridor (Doppelnutzung) 

 HVDC-Leitungen und Umrichterwerke im selben Korridor (Bündelung reduziert 
Planungsaufwand). 

 H₂-Backbone (20–70 bar Transmission) zu Industrieclustern + Hubs an Knoten. 

 Megawatt-Charging-Hubs für E-Lkw (MCS-Standard) + Netzspeicher (Batterie/Power-to-X). 

C) Digitales Rückgrat 

 Corridor-Fiber + 5G entlang der Achsen. 

 Nationales Slot-OS: Buchung von Zugpfaden, Terminal-Slots, Lkw-„letzte-Meile“; CO₂-Bilanz 
pro Sendung out-of-the-box. 
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Steuerung & Anreize 

 Lkw-Maut CO₂-basiert, distanzprogressiv (Langstrecke wird deutlich teurer als <500 km). 

 Massive Terminal-/Wagen-Subventionen (Capex-Zuschüsse, Operating-Förderung in Ramp-
Up). 

 Trassenpreis-Rabatte für Güterzüge, Express-Trassen für zeitkritische Waren. 

 Grüne Logistikverträge der öffentlichen Hand (Staat/Kommunen beschaffen bevorzugt rail-
first). 

 EU-Kofinanzierung über TEN-T/TEN-E; Green Bonds & Deutschlandfonds als Co-Invest. 

 

Umsetzung (Roadmap) 

Phase 1 (2026–2028) – Grundlagen 

 Gesetzespaket „Fast-Track Korridore“ (Planrecht, One-Stop-Behörde). 

 Auswahl 10 Prioritätsprojekte (2 Nord–Süd, 2 Ost–West, 6 Knoten). 

 Mautreform (CO₂-basiert) + Start Terminal-Förderung. 

Phase 2 (2029–2032) – Ausbau & Verlagerung 

 6–8 Korridore baulich fertig, 20+ Knoten im Betrieb. 

 Slot-OS live; 25–30 % Bahnanteil realisiert. 

 HVDC-Nord–Süd & erster H₂-Backbone in Betrieb. 

Phase 3 (2033–2035) – Skalierung 

 Vollausbau 8–10 Korridore, 35 % Bahnanteil. 

 H₂-Backbone an alle Industriecluster; Lade-/Speicher an jedem Knoten. 

 Evaluationsgesetz: ggf. Mautstufen nachschärfen. 

 

Wirkung (jährlich ab 2035) 

 CO₂-Einsparung: 25–35 MtCO₂/Jahr (Modal Shift + E-/H₂-Lkw auf letzter Meile + weniger 
Staus). 

 Straßenunterhalt: 3–5 Mrd. € weniger pro Jahr (weniger Schwerlastschäden). 

 Produktivität: verlässlichere Lieferketten; +0,3–0,5 pp BIP (Konservativschätzung). 
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 Energie: weniger Abregelung von Wind/PV durch HVDC + Speicher; günstigerer 
Industriestrom via CfD + Direktleitungen. 

 Jobs: 200–300 k über Bau/IT/Betrieb (mehrjährig, degressiv in Betrieb). 

 

Kostenschätzung (ehrlich & konservativ) 

Hinweis: Deutschland-weit, 10-Jahres-Horizont; Preise 2025er-Größenordnung, inkl. 
Risikoaufschlägen. 

Baustein Capex-Bandbreite 

Schiene Kernnetz (Elektrifizierung, ETCS, zusätzliche Gleise, Engpässe) 120–160 Mrd. € 

Intermodale Knoten (30–40 Terminals, Automatik-Rangier, Lager, IT) 20–30 Mrd. € 

HVDC-Korridore + Umrichter (Nord↔Süd / Ost↔West, Bündelung) 60–90 Mrd. € 

H₂-Backbone + Verdichter + Knoten-Hubs 40–60 Mrd. € 

Megawatt-Charging + Netzspeicher an Knoten 15–25 Mrd. € 

Digital (Fiber/5G/Slot-OS/Leitstellen) 8–12 Mrd. € 

Planung, Genehmigung, Grundstücke, Umwelt (10–15 %) 25–40 Mrd. € 

Gesamt 288–417 Mrd. € 

Opex (zusätzlich, grob): 

 Bahnbetrieb/Knoten/IT-Betrieb: 4–6 Mrd. €/Jahr (teilweise durch Trassen- & 
Terminalentgelte gedeckt). 

 Energieseitige Opex (Wartung HVDC/H₂, Ladehubs): 2–3 Mrd. €/Jahr (Netzentgelte & H₂-
Fees). 

 

Finanzierungsmix (robust, diversifiziert) 

 CO₂-basierte Lkw-Maut (Erhöhung + Ausweitung): +6–10 Mrd. €/Jahr Mehreinnahmen → 
Korridorfonds. 

 EU-Mittel (TEN-T/TEN-E, CEF, InvestEU): 10–20 % der Capex. 

 Green Bonds der Korridor-Agentur (staatlich garantiert): 20–30 %. 

 Deutschlandfonds / Private Equity-Infra (Terminals, Ladehubs, Speicher): 15–25 %. 

 Bund/Länder (Capex-Zuschüsse, CfD-Top-ups Energie): restliche 25–35 %. 
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Faustformel: Bei 300–420 Mrd. € Capex über 10 Jahre braucht es 30–42 Mrd. €/Jahr 
Bruttofinanzierung. Davon decken Maut-Mehreinnahmen + EU zusammen ~12–18 Mrd. €/Jahr; der 
Rest kommt über Green Bonds (gedeckt durch zukünftige Netzentgelte/Trassengebühren) und 
gezielte Haushaltsmitte 
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13. Maßnahmenpaket: Wohnungsbau-
Genossenschaften+ 

1) Ziele (bis 2030 / 2035) 

 +400.000 neue, dauerhaft bezahlbare Genossenschaftswohnungen bis 2030; +1 Mio. bis 
2035. 

 Miete dauerhaft mind. 20–30 % unter lokaler Vergleichsmiete (Kostenmiete). 

 Soziale Mischung: mind. 40 % geförderte Einheiten je Projekt; Flex-Quote 10–15 % zur 
Mischkalkulation. 

 Klimaziele: alle Neubauten KfW-Effizienzhaus 40, Holz/Hybrid bevorzugt, PV-Dachpflicht. 

2) Kerninstrumente 

1. KfW-Minizinsprogramm 

o Baukredite für Genossenschaften: 0,5–1,0 % Zins, 35–50 Jahre Laufzeit, 10 Jahre 
tilgungsfrei. 

o Zinsverbilligung aus Bundesmitteln + Länder-Top-ups. 

2. Erbpacht statt Grundstückskauf 

o Kommunen vergeben öffentliche Flächen bevorzugt an Genossenschaften im 
Erbbaurecht (99 J.) mit sozialer Mietbindung. 

o Erbbauzins kann teilweise erlassen werden, wenn Miet- und Klimaauflagen 
übertroffen werden. 

3. Flex-Quote & Gemeinwohlbindung 

o Basis: ≥40 % Sozialbindungen (z. B. belegungsgebunden, einkommensabhängig). 

o Flex-Quote 10–15 % der Wohnungen außerhalb der strengen Regularien (frei 
vermietbar) zur Quersubvention. 

o Bundeszuschuss je Flex-Prozentpunkt (z. B. 150 €/m² einmalig) als Ausgleich für 
niedrigere Durchschnittsmieten. 

4. Eintritt erleichtern / Mitglieder stärken 

o Mitgliedsanteile sozial staffeln; Zuschuss/ Bürgschaft für einkommensschwache 
Haushalte (Kommunal-/Landesfonds). 

o Mietpreissicherheit: Index an Einkommensentwicklung (nicht nur Inflation). 

o Paket „Wohnen + Mobilität + Energie“: Deutschlandticket-Rabatt, Carsharing-
Kontingent, günstiger Grünstrom aus Quartiers-PV. 
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5. Beschleunigung & Standardisierung 

o Fast-Track-Genehmigung für Genossenschaften (Max. 12 Monate vom Antrag bis zur 
Baugenehmigung). 

o Typengenehmigte Serien-/Modulbauten, Holz-Hybrid priorisiert; Stellplatzpflicht 
flexibilisieren an ÖPNV-Knoten. 

o One-Stop-Zentrale je Bundesland für Förderprüfung, Planungsrecht, Bürgschaften. 

6. Kommunale Anreize 

o Kommunen erhalten Bundesbonus pro fertiggestellter Genossenschaftswohnung (z. 
B. 5.000 €), zweckgebunden für soziale Infrastruktur. 

o Bauland-Vergabeleitlinien: „Genossenschaft zuerst“ an ÖPNV-Knoten 
(Deutschlandticket-4.0-Achsen). 

7. Energie & Betriebskosten runter 

o Quartiers-Energie: PV + Wärmepumpen + Speicher + Mieterstrommodelle 
(Netzentgelt- und Umlageprivilegien). 

o Anschluss an Wärmenetze; Förderung von Energetikern in Genossenschaften 
(Betriebskosten-Coaching). 

3) Finanzierung (grobe Größenordnung) 

 KfW-Zinsverbilligung: ca. 1,5–2,0 Mrd. €/Jahr (bei ~10–15 Mrd. € Kreditvolumen p. a.). 

 Flex-Quote-Zuschuss: 150–250 €/m² förderfähige Wfl. → 1,5–2,5 Mrd. €/Jahr (je nach 
Bauvolumen). 

 Kommunalbonus (5.000 €/Whg.): bei 100.000 Whg./Jahr → 0,5 Mrd. €/Jahr. 

 Erbbauzins-Erlasse/-Reduktion: fiskalisch als entgangene Einnahme, aber mit starker 
Mietsenkungs-Hebelwirkung. 

 Hebel: Kombination aus Bundes-, Landes- und Kommunalanteilen; Einbindung 
Deutschlandfonds (Bürgerkapital) für Nachrang-Kapital der Genossenschaften. 

4) Beispielrechnung (vereinfachtes Projekt) 

 200 WE, 14.000 m² Wfl., Kosten 3.000 €/m² → 42 Mio. € 

 Finanzierung: 

o KfW-Kredit 80 % zu 0,8 % → 33,6 Mio. 

o Nachrang (Deutschlandfonds) 10 % zu 2,5 % → 4,2 Mio. 

o Eigenmittel/Anteile 10 % → 4,2 Mio. (davon 1 Mio. via anteilige Mitgliedszuschüsse) 
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 Förderungen: 

o Flex-Quote 12 % → ca. 14.000 m² × 0,12 × 150–250 € ≈ 0,25–0,42 Mio. € 

o Kommunalbonus: 200 × 5.000 € = 1,0 Mio. € 

o Erbbauzins-Reduktion → entspricht ~0,3–0,5 €/m² Mietersparnis 

 Zielmiete erreichbar 20–30 % unter Markt, bei stabiler Bewirtschaftung & Rücklagen. 

5) Governance & Kontrolle 

 Transparenzberichte je Projekt (Kosten, Mieten, Belegung). 

 Belegungsmanagement: mind. 40 % gefördert, Flex-Quote strikt gedeckelt. 

 Revisionsrecht der Förderstellen (Missbrauchsschutz). 

 Monitoring-KPI (quartalsweise, öffentlich): 

o fertiggestellte Genossenschaftswohnungen, 

o mediane Angebotsmiete vs. Vergleichsmiete, 

o Anteil geförderter WE, 

o Bauzeit (Start-Genehmigung → FerƟgstellung), 

o Energie-/Nebenkosten je m². 

6) Zeitplan 

 T-6 Monate: Bundes-/Länderprogramm beschließen, KfW-Linie & One-Stop-Stellen aufsetzen, 
Vergabeleitlinien „Genossenschaft zuerst“. 

 Jahr 1–2: 150–200 Pilotprojekte an ÖPNV-Knoten; Typengenehmigungen ausrollen. 

 Jahr 3–5: Skalierung auf 100.000 WE/Jahr; Monitoring greift, Nachsteuerung Flex-
Quote/Zuschüsse. 

 Bis 2035: 1 Mio. zusätzliche, dauerhaft bezahlbare Genossenschaftswohnungen. 

7) Rechts- & Marktrahmen (pragmatisch) 

 Vergaberecht: soziale & ökologische Kriterien explizit zulassen (Beihilfe-Konformität 
beachten). 

 Bauordnungen: Stellplatzpflicht lockern an ÖPNV-Knoten; Zulassen serieller/Modulbauweise. 

 Steuern/Abgaben prüfen: Grunderwerbsteuer-Ermäßigung für Genossenschaften; 
Mieterstrom-Umlagen senken. 

8) Risiken & Gegenmaßnahmen 
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 Kostenanstieg am Bau → Serien-/Modulbau, Rahmenverträge, Baupreis-Gleitklauseln nur 
mit Kostendeckeln. 

 Bürokratie-Overhead → One-Stop, Standard-Formulare, digitale Antragsplattform. 

 Verdrängung privater Bauträger → klare Quoten: z. B. mind. 40 % kommunaler Neubau an 
Genossenschaften, Rest wettbewerblich. 

 Soziale Schieflagen → Belegungsmanagement + regelmäßige Sozialprüfung; RotaƟonsrecht 
bei deutlichem Einkommensanstieg. 
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14. Konzeptpapier: Deutschland-Sozialfonds 
(DSF) 

1. Ausgangslage 

Das deutsche Sozialversicherungssystem (Rente, Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung) 
steht unter massivem Druck: 

 Demografie: immer mehr Rentner, immer weniger Beitragszahler. 

 Finanzen: schon heute über 110 Mrd. € Steuerzuschuss pro Jahr, bis 2035 voraussichtlich 
>200 Mrd. €. 

 Wirtschaft: Hohe Lohnnebenkosten belasten Arbeitgeber, mindern Wettbewerbsfähigkeit 
und Investitionen. 

Ein reines „Weiter so“ führt zu steigenden Beiträgen, sinkenden Netto-Löhnen und wachsender 
Steuerlast. 
Deutschland braucht eine zweite Säule: einen Fonds, der Kapitalerträge nutzt, um die Sozialfinanzen 
langfristig abzusichern. 

 

2. Zielsetzung 

 Stabile Sozialfinanzen: Schließen des wachsenden Rentenlochs ohne unbegrenzte 
Beitragserhöhungen. 

 Entlastung der Arbeitgeber: Senkung des Arbeitgeberanteils von 50 % → langfrisƟg 25 %. 

 Wirtschaft stärken: Senkung der Lohnnebenkosten, mehr Investitionen, mehr Beschäftigung. 

 Zukunft gestalten: Kapital gezielt in Firmen und Projekte investieren, die Deutschlands 
Modernisierung tragen (Digitalisierung, Energie, Mobilität). 

 

3. Aufbau des Fonds 

 Name: Deutschland-Sozialfonds (DSF). 

 Trägerschaft: Unabhängige Fondsagentur, ähnlich Bundesbank oder KENFO (Fonds zur 
Finanzierung der kerntechnischen Entsorgung). 

 Einzahlungen: 30–40 Mrd. € jährlich aus zweckgebundenen Quellen, keine 
Nettoneuverschuldung: 

o Pkw-Monatsmaut (ersetzt Kfz-Steuer) → 12–15 Mrd. € 

o CO₂-/Lkw-Maut-Zuschlag → 6–10 Mrd. € 
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o Energiegewinn-Abgaben → 5–10 Mrd. € 

o Staatsbeteiligungs-Dividenden (Telekom, Post, Bahn, Netze) → 5–8 Mrd. € 

 Anlageprinzip: global, breit gestreut (Aktien, Anleihen, Infrastruktur), streng reguliert, 
unabhängig von Tagespolitik. 

 Entnahmeregel: Max. 3,5 % pro Jahr vom Fondsvolumen, geglättet über 5 Jahre. 

 

4. Wirkung – Zahlenpfad 

 2030 (5 Jahre): Fondsvolumen ~200 Mrd. €, erste Ausschüttungen ~7 Mrd. €/Jahr. 

 2035 (10 Jahre): Fondsvolumen ~500 Mrd. €, AusschüƩungen ~18 Mrd. €/Jahr → erste 
Entlastung AG-Beiträge (−2 Prozentpunkte). 

 2045 (20 Jahre): Fondsvolumen ~1,3 Bio. €, AusschüƩungen ~45 Mrd. €/Jahr → AG-Anteil 
langfristig auf 25 % möglich. 

 

5. Politische Machbarkeit 

 SPD/Grüne: Betonung „Solidarität sichern“ + „Modernisierung fördern“. Fonds als Ergänzung, 
nicht Ersatz. 

 FDP: Fokus auf Kapitalmarkt und Wettbewerbsfähigkeit. 

 CDU/CSU: Sicherheit durch norwegisches Vorbild, Verfassungsrang für Zweckbindung. 

 Bürger: klare Botschaft: „Eure Beiträge steigen nicht endlos. Deutschland spart heute, damit 
eure Rente morgen sicher ist.“ 

 

6. Governance & Absicherung 

 Rechtlich: Fonds als Sondervermögen mit klarer Zweckbindung im Grundgesetz. 

 Unabhängigkeit: Fondsagentur, keine Zugriffe durch Tagespolitik. 

 EU-Recht: Kein Beihilfeinstrument, Investitionen nach Marktregeln. 

 Transparenz: Jährlicher Bericht an Bundestag, Stresstests, Ethik-Kriterien. 

 

7. Stufenplan Arbeitgeberentlastung 

1. Phase 1 (2025–2030): Fondsaufbau, Reformen in Rente/GKV/Pflege, AG-Entlastung um 2 pp. 
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2. Phase 2 (2030–2035): Fondsvolumen 500 Mrd. €, erste große Ausschüttungen, AG-Entlastung 
+ weitere 3 pp. 

3. Phase 3 (2040+): Fondsvolumen 1 Bio. €, Ausschüttungen 40+ Mrd. €/Jahr, AG-Entlastung auf 
25 %. 

 

8. Fazit 

Der Deutschland-Sozialfonds (DSF) bietet einen neuen Gesellschaftsvertrag: 

 Unternehmen zahlen weniger Nebenkosten → mehr Jobs & InvesƟƟonen. 

 Bürger erhalten Sicherheit, dass Rente und Pflege auch in 20 Jahren finanzierbar bleiben. 

 Der Staat investiert heute in die Zukunft und gewinnt finanzielle Spielräume. 

Der DSF ist kein Ersatz, sondern eine zweite starke Säule neben Beiträgen und Steuern – und macht 
Deutschland langfristig sozial, stabil und wettbewerbsfähig. 
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Sicherheitsnetz 2035 – Föderal. Vernetzt. Wirksam. 

1) Ziele (bis 2030 / 2035) 

 Echtzeit-Kooperation von Bundes-/Länderpolizeien, Zoll, Justiz & BOS (Feuerwehr/Rettung). 

 +30 % höhere Aufklärungsquote bei Cyber-, Banden- & Clan-Kriminalität bis 2030. 

 T₉₀-Einsatzzeit (90 % aller Einsätze) in Städten < 8 Min., ländlich < 15 Min. 

 Durchlaufzeit länderübergreifender Fahndungen −50 % bis 2035. 

 

2) Governance & Zuständigkeiten 

 Bund-Länder-Rat „Sicherheitsnetz“ (BKA, BMI, 16 Innenministerien, Zoll, Justiz; Vorsitz 
rotiert halbjährlich). 

 Verbindliche Standards per Staatsvertrag (nicht Gesetzeszwang): Datenmodelle, 
Schnittstellen, Meldefristen. 

 Betrieb: 

o Bund: Kern-Cloud, KI-Services, Kryptoinfrastruktur, europäische Anbindung. 

o Länder: Fachverfahren, Lagezentren, Personal, Einsatzführung. 

 Datenschutzaufsicht: Gemeinsame DSB-Kommission (Bund/Länder), jährlicher 
Transparenzbericht. 

 

3) Technische Architektur („eine Föderations-Cloud“) 

 Föderale Sicherheits-Cloud (georedundant in DE, BSI C5/VS-NfD-konform). 

 Einheitliches Datenmodell (nach NIEM/LEXS-Logik; Personen, Sachen, Taten, Spuren). 

 APIs-by-default: INPOL/PIAV-next, DNA/AFIS, KBA, Melderegister, Justiz (eAkte), 
Europol/Prüm-II. 

 KI-Module (dienstlich bereitgestellt, auditierbar): 

o Entity-Resolution (Alias/Mehrfachidentitäten), Netzwerkanalyse, Anomalieerkennung 
(Finanz-/Mobilfunkdaten), OSINT-Screening. 

 Echtzeit-Lagebild: live-Feeds (Notruf, Leitstellen, Bodycam-Upload, Drohnen BOS, 
Wetter/Verkehr). 

 Zero-Trust-Security: HSM-gestützte Signaturen, FIDO2, mandantenfähige Rechte, lückenloses 
Logging. 
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4) Datenschutz & Grundrechte („privacy by design“) 

 Zweckbindung pro Datensatz (Ermittlungszweck & Frist maschinenlesbar). 

 Rollen-/Fallbezug erzwingt „Need to know“. 

 Richterliche Gateways: Abfragen in sensible Register nur über eRichter-Workflow. 

 Audit-Trails: jede Abfrage nachvollziehbar; Pflicht-Review stichprobenartig. 

 Bürgerrechte: jährlicher öffentlicher Bericht (Kennzahlen, Fehler, Korrekturen, Bias-Checks 
KI). 

 

5) Operatives Konzept 

 Lagezentren 24/7 in jedem Land + Bundeslagezentrum (BKA). 

 Gemeinsame Spezialeinheiten-Pools (Cyber, Forensik, Financial Intelligence, 
Drogen/Darknet). 

 Einheitliche Notruf- & Leitstellenplattform (112/110 fusionierter Backend-Stack; Bürger-App 
optional). 

 Standardprotokolle: 

o Cybervorfälle (CERT-Bund ↔ Landes-CERTs ↔ Polizei), 

o Clan-/Bandenlagen (fast-track Haft-/Durchsuchungs-Workflows), 

o Massenlagen (AMOK, Hochwasser, Blackout) inkl. Cell Broadcast & ÖPNV-Steuerung. 

 

6) Personal, Ausbildung, Kultur 

 +20 % IT-/Cyber-FTE bis 2030 (WIP-Fast-Track für Cyber/Forensik, Quereinstieg EG 12–13). 

 Bundesakademie Sicherheit & Cyber (BKA+BSI+ZITiS) – gemeinsame Curricula, KI-/Forensik-
Labs. 

 Ethik & Deeskalation verpflichtend; Bodycam-by-default (rechtssicher, DSGVO-konform). 

 Rotationsprogramme: Länder ↔ BKA ↔ Europol (Talentbindung, Wissensaustausch). 

 

7) Finanzierung & Anreizmechanik („Goldener Zügel“) 

 Bund kofinanziert 70 % der gemeinsamen IT/Cloud/KI & Leitstellen, Länder 30 %. 

 Kofinanzierung nur bei Standard-Compliance (APIs, Datenmodell, SLA-Einhaltung). 
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 Innovationsfonds (200–300 Mio. €/J): Calls für KI-Use-Cases, Drohnen, forensische Sensorik. 

 EU-Mittel (ISF, Digital Europe, Horizon, CEPOL) aktiv ziehen; Europol-Schnittstellen 
priorisieren. 

Grober Budgetpfad (einmalig + laufend): 

 Aufbau Cloud/KI/Netze: 2,5–3,5 Mrd. € (einmalig, 2026–2030) 

 Leitstellen-Backend, Notrufplattform, Bodycams: 1,5–2,0 Mrd. € 

 Ausbildung/Personalaufbau (Cyber/Forensik): 0,8–1,2 Mrd. € 

 Opex (Betrieb/Security/Updates): 0,7–1,0 Mrd. €/Jahr 

Finanzierung: Bund 70 %, Länder 30 %, EU-Kofinanz bis zu 15 % anrechenbar. 

 

8) Rechtsrahmen & Umsetzung 

 Staatsvertrag „Sicherheitsnetz 2035“: 

o Daten-/Schnittstellenstandard, Meldepflichten, Governance, Finanzierungsschlüssel, 
Sanktionsmechanik (Mittelentzug bei Non-Compliance). 

 Fachgesetze light (BPolG, BKAG, Landes-PolG): Klarstellung zu Cloud-/KI-Nutzung, Audit, 
eRichter-Workflow. 

 BSI-/BfDI-Einbindung ab Start; gemeinsame Ethikkommission KI (extern besetzt). 

 

9) KPIs & Transparenz (jährlich, veröffentlicht) 

 Einsatzzeiten (T₉₀), Aufklärungsquote in Fokusdelikten, Durchlaufzeiten 
länderübergreifender Verfahren. 

 Systemverfügbarkeit (≥ 99,95 %), Sicherheitsvorfälle (Mean time to detect/respond). 

 Fehler-/Bias-Reports der KI-Module, Audit-Quote der Datenzugriffe. 

 Ausbildungsstunden/FTE in Cyber & Forensik, Rotationszahlen. 

 

10) Zeitplan (realistisch) 

 2026: Staatsvertrag paraphiert, Budgetbeschluss, Vergabe Cloud/Notrufplattform, Start 
Bundesakademie. 

 2027–2028: Piloten (2 Länder + Bund), Go-live INPOL/PIAV-next, erste KI-Module, Bodycam-
Rollout. 
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 2029–2030: Rollout an alle Länder, EU/Europol-Deep-Integration, Leitstellen harmonisiert. 

 2031–2035: Optimierung, internationale Datenkoops, flächige KPI-Ziele erreicht. 

 

11) Warum das politisch funktioniert 

 Föderal respektvoll: keine Zentralisierung, sondern Standards gegen Geld. 

 Sichtbarer Nutzen: schnellere Einsätze, höhere Aufklärung, bessere europäische 
Zusammenarbeit. 

 Grundrechtsfest: Privacy-by-design, starke Aufsicht, Transparenzberichte. 

 Finanzierbar: Einmalinvest ~5–6,5 Mrd. €, laufend <1 Mrd. €/Jahr – im Verhältnis zu Nutzen 
(Kriminalitätsschaden, Vertrauen) sehr effizient. 

 

Kurzfazit 

„Sicherheitsnetz 2035“ macht aus 17 Behördenwelten ein vernetztes System – ohne die 
Länderhoheit zu brechen. 
Mit Standards, Cloud & KI, Anreizen statt Zwang und klaren Grundrechtsgarantien wird Sicherheit 
zum sichtbaren Leistungsversprechen des Staates. 
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15. Kultur 2035 – Gemeinsam stark durch 
Vielfalt und Erinnerung 

1. Ausgangslage 

Deutschland steht vor tiefgreifenden Veränderungen: Digitalisierung, Migration, Klimawandel, 
geopolitische Spannungen. 
Unsere Reformagenda modernisiert Wirtschaft, Sozialsysteme und Infrastruktur – doch ohne 
kulturelles Fundament bleibt jede Modernisierung brüchig. 

Kultur ist mehr als Theater und Museen – sie ist das, was uns verbindet, uns identitätsstiftet und uns 
befähigt, Vergangenheit und Zukunft gemeinsam zu tragen. 

 

2. Leitbild 

 Kultur ist Brücke, nicht Grenze. 

 Vielfalt ergänzt, sie ersetzt nicht. 

 Nur gemeinsam entsteht Zukunft. 

 

Maßnahmenpaket Kultur 2035 

A) Bildung & Erinnerung 

1. Pflichtfach „Demokratie & Kultur“ in allen Schulen: deutsche Geschichte, europäische 
Integration, kulturelle Vielfalt. 

2. Partnerschaften Schule–Kultureinrichtung: verpflichtende Kooperation mit Museen, 
Theatern, Gedenkstätten. 

3. Digitale Archive & Lernplattformen: kostenloser Zugang zu regionalen und nationalen 
Kulturschätzen. 

4. Zeitzeugen- und Erinnerungsprogramme: nicht nur NS- und DDR-Zeit, sondern auch 
Migration, Flucht, Transformation. 

 

B) Integration & Begegnung 

1. Interkulturelle Begegnungszentren in allen größeren Kommunen (Musik, Kunst, Kulinarik). 

2. Kulturpass+: neben Jugendlichen auch für Zugewanderte in den ersten 5 Jahren → 
Eintrittskarte in das kulturelle Leben. 
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3. Kunst- und Sportprojekte für Integration: gezielte Bundesförderung für Initiativen, die „Alt“ 
und „Neu“ zusammenbringen. 

 

C) Regionale Vielfalt stärken 

1. Heimatkultur-Fonds: Unterstützung für regionale Vereine, Volksfeste, Dialektinitiativen. 

2. Kulturelle Infrastruktur im ländlichen Raum: mobile Theater, digitale Kinos, 
Bibliotheksbusse. 

3. Digitalisierung des kulturellen Erbes: regionale Museen erhalten Mittel für Online-
Ausstellungen. 

 

D) Kultur als Zukunftsmarkt 

1. Kreativwirtschaft fördern: Gründerfonds für Start-ups in Film, Gaming, Musik, Design. 

2. Exportoffensive Kultur: Deutschland als Marke für Qualität & Innovation in Kunst und 
Kreativwirtschaft. 

3. Europa als Kulturraum: Civic Pass-Bürger automatisch Teil europäischer 
Kulturförderprogramme. 

 

E) Gemeinsame Symbole & Rituale 

1. Nationaler „Tag der Vielfalt“ – Feier für kulturelle und regionale Unterschiede als Stärke. 

2. Europäische Civic-Zeremonien: Aufnahme neuer Civic-Bürger mit öffentlichem Akt. 

3. Stärkung gemeinsamer Rituale: Sportfeste, Chöre, Kulturwochen – sichtbar im öffentlichen 
Raum. 

 

4. Finanzierung 

 1 % des Bundeshaushalts für Kultur bis 2035 (derzeit ca. 0,5 %). 

 Umschichtung: weniger Subventionen für rein kommerzielle Projekte, mehr Förderung für 
gesellschaftlich verbindende Kultur. 

 Einbindung privater Stiftungen & EU-Programme. 

 

5. Wirkung 

 Soziale Kohäsion: weniger Angst vor Entfremdung, mehr Akzeptanz von Vielfalt. 



Erneuerungsagenda Deutschland 2035 

66 
 

 Demokratie-Stärkung: Erinnerungskultur schützt vor Extremismus. 

 Standortfaktor: Kreativwirtschaft und kulturelle Vielfalt machen Deutschland attraktiver für 
Talente und Investoren. 

 Zukunftsorientierung: Kultur nicht als Luxus, sondern als strategische Investition in 
Zusammenhalt. 
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16. Whitepaper: Europäische Civic-Bürgerschaft 
2.0 

Executive Summary 

Die Europäische Civic-Bürgerschaft 2.0 ist eine freiwillige, verdiente Zusatzbürgerschaft neben der 
nationalen Staatsangehörigkeit. Sie verbindet garantierte Basisleistungen (Essen, Wohnen, Energie), 
direkte EU-Mitbestimmung (Civic-Kammer) und Dienste im Zivil-/Verteidigungskorps mit Pflichten 
(Wertebindung, Wirkstunden, Zivilbildung). Finanzierung erfolgt primär aus EU-eigenen Einnahmen 
(Digitalsteuer, FTT, CO₂-Grenzausgleich, Übergewinnsteuer) und entlastet nationale Sozialsysteme 
substanziell. Ein Stufenmodell (Pilot → Ausbau → VollintegraƟon) und gezielte Anreize machen die 
Reform für große wie kleine Mitgliedstaaten attraktiv. 

 

1. Hintergrund & Problemstellung 

 EU-Defizite: Demokratielücke, schwache gemeinsame Identität, soziale Ungleichheiten; 
nationale Systeme überlastet, Integration stagnierend. 

 Brücke: Die Civic-Bürgerschaft stiftet Identität, Sicherheit, Mitbestimmung – freiwillig und 
leistungsbasiert. 

 

2. Rechte & Leistungen (EU-weit portabel) 

 Essen: digitales Monatskontingent ≈ 150 € (Civic-Wallet). 

 Wohnen: Basismiete/Wohngeld ≈ 300 €/Monat. 

 Energie/Heizung: Grundkontingent ≈ 200 €/Monat. 

 Ergänzt nationale Systeme; niemand muss hungern, frieren oder ohne Wohnung bleiben. 

 

3. Pflichten & Verdienste 

 Wertebindung an EU-Grundwerte. 

 Wirkstunden: soziales Engagement, Ehrenamt, Zivildienst (Nachweis). 

 Civic-Bildung: Teilnahme an europäischer Zivilbildung. 

 Civic-Defense-Corps (zivil/militärisch): optionaler Einsatz nach Profil. 

Die Civic-Bürgerschaft ist erworben, kein Automatismus. 

 

4. Politische Teilhabe 
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 Civic-Kammer: direkte Stimme der Civic-Bürger. 

 EU-weite Befragungen/Referenda-Elemente (konsultativ/ergänzend). 

 Zusätzliche Rechte zur nationalen Teilhabe → zweites Demokratieniveau (Nationalstaat + 
Europa). 

 

5. Finanzierung 

 Kosten je Civic-Bürger: ca. 7.800 €/Jahr (Essen, Wohnen, Energie). 

 Einnahmequellen (EU-weit): 

o CO₂-Grenzausgleich: >10 Mrd. €/Jahr 

o Digitalsteuer (Big Tech): 20–30 Mrd. €/Jahr 

o Finanztransaktionssteuer (FTT): 30–40 Mrd. €/Jahr 

o Übergewinnsteuer Energie: 30–40 Mrd. €/Jahr 

o Nationale Umlagen: progressiv nach Wirtschaftskraft, ergänzend. 

 

6. Wirkung auf nationale Systeme 

 Entlastungen nationaler Sozialetats (grobe Größenordnung): 

o Deutschland: bis 100 Mrd. €/Jahr 

o Frankreich: bis 60 Mrd. €/Jahr 

o Italien: bis 40 Mrd. €/Jahr 
→ EU-Kosten werden teilweise kompensiert, Haushalte stabilisiert. 

 

7. Umsetzung & Anreizmechanismen (Win-Win-Design) 

7.1 EU-Kofinanzierung mit Umverteilung 

 Civic-Fonds speist sich primär aus EU-eigenen Einnahmen (Digitalsteuer, FTT, CO₂-Zölle). 

 Vorteil: Kleine Länder werden kaum belastet, profitieren überproportional. 

7.2 Infrastruktur-Investitionen 

 Civic-Programme: Wohnungsbau, Energieeffizienz, Bildung. 

 Gezielte Projekte in kleineren Ländern (z. B. Civic-Housing in Sofia/Zagreb) → hohe 
Sichtbarkeit, lokale Jobs. 
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7.3 Arbeitsmobilität & Fachkräfte 

 Voll portabel: Rechte gelten in jedem Mitgliedstaat. 

 Anziehung für Rückkehrer/Migranten; Brain-Drain nimmt ab. 

7.4 Verteidigungs- & Sicherheitskomponente 

 Civic-Defense-Stützpunkte bevorzugt in kleineren Staaten (zivil & militärisch) → 
Sicherheitsgarantie + Infrastruktur-Invests. 

7.5 Bonus-Mechanismus 

 Staaten mit hohem Civic-Anteil erhalten zusätzliche EU-Förderungen (analog 
Kohäsionsfonds) → politischer Anreiz zur Unterstützung. 

7.6 Psychologischer Gleichheits-Effekt 

 Gleiche Grundsicherung für Civic-Bürger in allen Ländern. 

 Signal: „Mit Civic bin ich EU-weit gleichwertig“ – stark für Bürger kleinerer/ärmerer Staaten. 

 

8. Stufenmodell der Einführung 

1. Pilot (10 Mio.) – 5–6 Länder; Fokus Essen & Energie. 

2. Ausbau (50 Mio.) – Ergänzung Wohnen & Civic-Kammer. 

3. Vollintegration (100 Mio.+) – Mindeststandards EU-weit, Primärrechts-Verankerung. 

 

9. Governance, Integrität & Kontrolle 

 Civic-Fonds mit unabhängiger EU-Aufsicht; Transparenzberichte (Mittel, Wirkungen, 
Länderflüsse). 

 Civic-Wallet mit Datenschutz by Design, Portabilität, Audit-Trail (Missbrauchsprävention). 

 Eligibility-Prüfung für Civic-Status (Wirkstunden, Bildung), jährliches Re-Assessment. 

 Civic-Defense: klare Mandate, Schulung, zivil-militärische Trennung, parlamentarische 
Kontrolle. 

 

10. Einbettung in die Reformagenda 

 Soziale Sicherheit + Mitbestimmung stützen Integration, Kommunalstärkung, 
Steuerfairness, Medienvielfalt. 

 Freiwilligkeit & Verdienst schaffen Akzeptanz – Integration wird belohnt, nicht erzwungen. 
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11. Politische Signalwirkung 

 Europa als Schutz- & Chancenraum: Garantien für Grundbedürfnisse, echte Mitbestimmung, 
Sicherheitsbeitrag. 

 Große Länder: fiskalische Entlastung, Planbarkeit. 

 Kleine Länder: Investitionen, Gleichstellung, Standortaufwertung. 

 Bürger: spüren konkrete Vorteile und Würde – eine Identität mehr, kein Verlust der 
nationalen. 

 

12. Fazit – Win-Win für die EU 

Die Civic-Bürgerschaft 2.0 verbindet soziale Grundsicherung, aktive Bürgerpflichten und 
demokratische Teilhabe zu einem europäischen Gesellschaftsvertrag neuen Typs. 
Mit EU-weiten Einnahmen, gezielten Investitionen, Bonussystemen und einem realistischen 
Stufenpfad entsteht ein mehrheitsfähiges Projekt, das Einheit stärkt, Ungleichheiten mindert und 
Europas Widerstandskraft erhöht. 
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17. Was kostet das gesamt? 
Alle Beträge grob, heutige Preisbasis. 

A. Infrastrukturen (10-Jahres-Pfad) 

 Integriertes Logistik- & Energienetz (Schiene, Knoten, HVDC, H₂-Backbone, Ladehubs, Digital): 
≈ 290–420 Mrd. € Capex, Opex danach < 10 Mrd. €/J. 

 Deutschlandticket 4.0 (E-Carsharing + Ladepunkte + ÖPNV-Upscaling): ≈ 35–45 Mrd. € Capex 
über 10 Jahre. 

 „Sicherheitsnetz 2035“ (Cloud/KI/Leitstellen/Bodycams/Ausbildung): ≈ 5–6,5 Mrd. € einmalig 
+ 0,7–1,0 Mrd. €/J. Betrieb. 

B. Gesellschaft & Wohnen 

 Genossenschaften+ (KfW-Zinsverbilligung, Flex-Quote-Zuschüsse, Kommunalbonus): ≈ 3–5 
Mrd. €/J. (skalierend mit Bauvolumen). 

 Regionalplattform Ernährung & Digitalisierung ländlicher Kultur-/Bildungsorte: ≈ 0,5–1,0 Mrd. 
€/J. 

C. Staat & Verwaltung 

 Gesetzes-Digitalisierung/Rule-Engines/One-Stop-Behörden: ≈ 5–8 Mrd. € Anlauf + 1–2 Mrd. 
€/J. Betrieb (spart mittelfristig Verwaltungskosten). 

D. Sozialfonds (DSF) – Einzahlungen 

 Jährliche Dotierung ≈ 30–40 Mrd. €/J. (aus zweckgebundenen Quellen, siehe unten). 

Summe Invest/Anlauf (10 Jahre): ≈ 350–520 Mrd. € (ohne DSF-Einzahlungen). 
Mit DSF-Einzahlungen (10 Jahre): +300–400 Mrd. € an Fondsvermögen (keine Ausgabe, sondern 
Vermögensaufbau). 

Gegenfinanzierung/Erträge (jährlich bei Vollausbau): 

 Pkw-Monatsmaut (ersetzt Kfz-Steuer): 12–15 Mrd. €/J. 

 CO₂-/Lkw-Maut-Plus: 6–10 Mrd. €/J. 

 Energie-Gewinnkappung → TransformaƟons/DSF-Zuweisungen: 5–10 Mrd. €/J. 

 EU-Kofinanz TEN-T/TEN-E/CEF: 10–20 % der großen Leitprojekte (projektbezogen). 

 Effizienzgewinne Verwaltung, Gesundheit/Pflege (durch Strukturreformen): ≈ 20–40 Mrd. €/J. 
bis 2035. 

 DSF-Ausschüttungen (nach 10/20 Jahren): ≈ 18 / 45 Mrd. €/J. 

2) Ist das realistisch umsetzbar? 
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Kurz: Ja – aber nur in Etappen, mit klarer Priorisierung und Zweckbindung. 

Was politisch „jetzt“ geht (12–24 Monate): 

 Start DSF (10–15 Mrd. €/J. Einzahlungen aus Maut-Reform, Energie-Gewinnkappung, 
Dividendenpool). 

 Maut-Reform (Pkw-Monatsmaut + CO₂-/Lkw-Aufschläge) + Zweckbindung (ÖPNV/Infra/DSF). 

 Sicherheitsnetz-Staatsvertrag (Bund/Länder) + Vergabe Cloud/Leitstellen. 

 Genossenschaften+-Paket (KfW-Linie, Erbpacht, Fast-Track-Baugenehmigung). 

 Digital-Behörde für maschinenlesbare Gesetze/Rule-Engines (Top-10 Verfahren zuerst). 

Mittelfristig (3–5 Jahre): 

 6–8 Schienenkorridore im Bau/Betrieb, 20+ Umschlagsknoten live. 

 Deutschlandticket 4.0 (Basis/Komfort/Flex) skalieren, E-Carsharing hochfahren. 

 Krankenhaus-/GKV-Strukturreformen, Pflege „Daheim zuerst“, Rentenkorridor-Gesetz. 

 DSF-Einzahlungen auf 30–40 Mrd./J. heben (ohne Neuverschuldung). 

Langfristig (6–10+ Jahre): 

 Vollausbau der Korridore (8–10), HVDC & H₂-Backbone, Ticket-Ökosystem etabliert. 

 DSF-Volumen ~500 Mrd. € → erste spürbare Entlastung AG-Beiträge (−2 bis −5 
Prozentpunkte). 

 Sozialreformen liefern dauerhafte Ausgabendämpfung. 

Haupt-Risiken & wie ihr sie managt: 

 Föderaler Widerstand → Standards gegen Geld („Goldener Zügel“), Staatsverträge staƩ 
Zwang. 

 Kosten & Bauzeiten → Fast-Track-Gesetze, Bündelung von Energie+Transport in denselben 
Korridoren, serielles Bauen. 

 EU-Beihilfe/Beihilfe-recht → DSF global/breit invesƟeren; Inlandsprojekte nur 
wettbewerblich. 

 Marktrisiko DSF → gläƩende Entnahmeregel (3–3,5 %), Verfassungsrang Zweckbindung. 

3) Gesamtwirkung – was verändert sich wirklich? 

Wirtschaft & Arbeit 

 Lohnnebenkosten sinken planbar, Investitionen/Produktivität steigen; +Jobs durch 
ÖPNV/Logistik/Energie & WIP. 
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 Deutschland wird als Standort kalkulierbarer, Energie & Lieferketten stabiler. 

Staat & Sozialkassen 

 Kurzfristig höhere Investitionen, mittelfristig entlastet (Mauteinnahmen, Effizienzgewinne, 
DSF-Erträge). 

 Rente/GKV/Pflege: Tragfähiger Pfad statt Beitragsspirale – kein Wundermittel, aber spürbare 
Stabilisierung. 

Klima & Mobilität 

 –25 bis –35 MtCO₂/J. (Güterverkehrs-Shift, E-Flotte, weniger Stau) + Netzverluste↓ durch 
HVDC/Storage. 

 Bürgerkosten für Mobilität sinkend (Abo-Modelle, Carsharing statt Zweitauto). 

Wohnen & Lebenshaltung 

  

o bezahlbare Wohnungen via Genossenschaften+, niedrigere Betriebskosten 
(PV/Wärmenetze, ÖPNV-Nähe). 

 Regionale Produkte leichter im Handel; Kultur- und Bildungsangebote dichter. 

Sicherheit & Demokratie 

 Aufklärung rauf, Einsatzzeiten runter, Datenschutz by design. 

 Kultur-Modul stärkt Zusammenhalt, Integration und europäische Identität (Civic-Pass). 

Europa 

 TEN-T/TEN-E-Schub, deutsches System wird europäischer Taktgeber (Energie/Logistik/Schutz 
kritischer Infrastruktur). 

 Civic-Pass & Kultur eröffnen „soft power“ – Integration wird erlebbar. 

4) Meine Gesamtbewertung 

 Ambitionsniveau: hoch – ja. 

 Finanzierbarkeit: gegeben, wenn: Maut-/Energie-Einnahmen zweckgebunden, DSF als 
Vermögensaufbau, EU-Kofinanzierung genutzt und Bürokratie wirklich abgebaut wird. 

 Realismus: stufenweise absolut machbar; „Big-Bang“ nein. 

 Risiko-Nutzen-Profil: Sehr attraktiv – hohe Anfangsinvestitionen, aber dauerhafte Renditen 
in Produktivität, Klima, Sozialstabilität und Vertrauen. 

5) Was ich empfehlen würde (nächste 100 Tage) 
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1. Gesetzespaket I: Maut-Reform + Zweckbindung; DSF-Gesetz (Sondervermögen, Governance, 
Entnahmeregel); Sicherheitsnetz-Staatsvertrag. 

2. Programmstart: Genossenschaften+ (KfW-Linie live), Digital-Behörde (Top-10 Verfahren), 
Pilot-Korridore (2 Achsen + 4 Knoten). 

3. Kommunikationslinie: „Wir investieren jetzt, damit Deutschland berechenbar, bezahlbar und 
sicher bleibt – für alle.“ 

Bottom line: 
Euer Paket ist kohärent und zukunftsfest. Es macht Deutschland planbarer für Bürger und 
Unternehmen, entlastet die Sozialkassen mittelfristig, stärkt Europa – und setzt bewusst auf 
Zusammenhalt (Kultur). Der Schlüssel ist die Etappierung und Zweckbindung der Finanzströme. So 
wird aus einer Vision ein machbarer Reformpfad. 

 


